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«»Der typischste Irrglaube ist „Ich habe 
noch Zeit bis ich mit meiner Finanzpla-
nung beginne.“ Zeit ist in der Finanzpla-
nung mit das wichtigste Gut.
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mit freundlicher Unterstützung von

In Kooperation mit Alpmann 
Schmidt präsentieren wir dir zu-
sätzlich zur Rechtsprechung des 
Monats, die es hier zu finden 

gibt, von Alpmann Schmidt aufbe-
reitete Rechtsprechung, die exklusiv nur in  
ASSESSOR Juris erhältlich ist. Die drei uns 
zur Verfügung gestellten Fälle, aus den Berei-
chen Zivil-, Straf- und öffentliches Recht, sind 
erstmalig im April-Heft bzw. im Mai-Heft der 
RÜ2 erschienen. 

Die „RechtsprechungsÜbersicht2“ von  
Alpmann Schmidt bietet nicht nur eine für das 
Staatsexamen relevante Rechtsprechungs-
übersicht, sondern die erfahrenen Prakti-
kerinnen und Praktikern arbeiten diese Ge-
richtsentscheidungen in examensgerechte 
Aufgabenstellungen um. Damit bieten dir die-
se Fälle zudem die Möglichkeit, das Schreiben 
von Assessorklausuren zu üben.

ALPMANN SCHMIDT 
PRÄSENTIERT

1AUSWIRKUNGEN DER 
KLAGEABWEISUNG ALS 
„ZURZEIT UNBEGRÜN-
DET“ AUF DIE KOSTEN-
ENTSCHEIDUNG

Ein von R’in LG Dr. Tanja Stuckmann aufberei-
teter Fall.

LG KARLSRUHE, BESCHL. V. 21.11.2023 – 
10 O 111/23, BECKRS 2023, 38358

SCHWERPUNKTE: §§ 91 A, 92, 256, 287 
ZPO; §§ 241, 249, 280, 812, 818, 819 BGB; 
ART. 34 GG

FALL

Die Klägerin beschäftigte den bei der Be-
klagten gesetzlich krankenversicherten A, 
der in den Zeiträumen vom 06.12.2021 bis 
16.01.2022 und 17.01.2022 bis 28.01.2022 
sowie vom 31.01.2022 bis 13.03.2022 und 
14.03.2022 bis 14.04. 2022 mit wechselnden 
Diagnosen krankgemeldet war, als Arbeitneh-
mer. Aufgrund ihrer Pflicht zur Entgeltfortzah-
lung für sechs Wochen nach Ersterkrankung 

https://www.alpmann-schmidt.de/
https://www.alpmann-schmidt.de/
https://jurcase.com/author/alpmann-schmidt/
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(§ 3 Abs. 1 S. 1 EntgFG) erkundigte sich die 
Klägerin bei der Beklagten, ob die Erkrankung 
ab dem 31.01.22 eine solche oder eine Folge-
erkrankung war.

Am 07.02.2022 teilte die Beklagte der Klägerin 
mit, dass insoweit keine Vorerkrankung vorlä-
ge und ein Anspruch des A auf Lohnfortzah-
lung ab dem 31.01.2022 bestehe. Infolge die-
ser Auskunft leistete die Klägerin für die Zeit 
ab dem 31.01.2022 Entgeltfortzahlungen an A 
in Höhe von insgesamt 2.500 €.

Am 08.03.2022 rief A bei der Beklagten an 
und teilte mit, dass die Arbeitsunfähigkeiten 
vor und nach dem 31.01.2022 zusammenhin-
gen, er durchgängig arbeitsunfähig erkrankt 
sei und die Klägerin keine Lohnfortzahlung 
geleistet habe. Auf entsprechende Anfrage 
der Beklagten beim Arzt bestätigte dieser die 
telefonische Mitteilung des A, woraufhin die 
Beklagte für den Zeitraum ab dem 29.01.2022 
Krankengeld an diesen zahlte. Erst im Novem-
ber klärte die Beklagte die Klägerin darüber 
auf, dass die Erkrankung ab dem 31.01.2022 
eine Folgeerkrankung war. 

Mit Schreiben vom 05.12.2022 forderte die 
Klägerin die Beklagte auf, die geleistete Ent-
geltfortzahlung zu erstatten. 

Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, die 
Beklagte sei ihr aufgrund der falschen Aus-
kunft zu Schadensersatz aus Amtshaftung 
verpflichtet. Sie könne auch nicht darauf ver-
wiesen werden, Rückzahlungsansprüche zu-
nächst bei A einzuklagen, da dieser mittellos 
sei und Urlaubsabgeltungsansprüche derzeit 
nicht fällig seien. Zwischen dem Arzt des A 
und ihr bestünden keine Rechtsbeziehungen, 
aus denen ein Schadensersatzanspruch abzu-
leiten wäre.

Die Klägerin hat beantragt, die Beklagte zu ver-
urteilen, an sie 2.500 € zu zahlen. Die Beklagte 
hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Sie hat behauptet, die der Klägerin erteilte 
Auskunft sei „korrekt“ gewesen, da sie den 

ärztlichen Attesten entsprochen habe. Zu-
dem könne die Klägerin bei Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses gegen Urlaubsabgel-
tungsansprüche des A aufrechnen. Im Übri-
gen bestreitet die Beklagte die Auszahlung der 
Entgeltfortzahlung mit Nichtwissen und stellt 
die Mittellosigkeit des A in Abrede. 

Nach Klageerhebung ist A aus dem Arbeits-
verhältnis ausgeschieden und die Klägerin 
hat den Auszahlungsanspruch für den Lohn 
mit den zu viel bezahlten Gehaltsbeträgen ver-
rechnet.

Der Originalfall wurde zu Ausbildungszwecken 
abgeändert. 

Im Anschluss daran hat die Klägerin den 
Rechtsstreit unter Verwahrung gegen die Kos-
tenlast für erledigt erklärt. Die Beklagte hat 
sich der Erklärung angeschlossen und bean-
tragt, der Klägerin die Kosten des Verfahrens 
aufzuerlegen.

Entwerfen Sie die Beschlussformel und die 
Gründe zu II. des zuständigen Gerichts.
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LEITSÄTZE

vom LG Karlsruhe, Beschl. v. 21.11.2023 – 10 
O 111/23.

1.	 Behörden trifft die Amtspflicht, falsch 
erteilte Auskünfte im Rahmen des Mög-
lichen und Zumutbaren richtigzustellen, 
sobald sie sie als solche erkannt haben, 
wenn nach den Umständen angenommen 
werden kann, dass der Auskunftsempfän-
ger ein Interesse an der Berichtigung hat.

2.	Geht das Gericht im Falle einer Amtshaf-
tungsklage von einer anderweitigen Er-
satzmöglichkeit aus, hat es die übrigen 
Voraussetzungen eines Amtshaftungsan-
spruches gleichwohl vorrangig zu prüfen 
und ggf. festzustellen.

3.	Der Sache nach entspricht die Klageab-
weisung als lediglich „zurzeit unbegrün-
det“ einem Feststellungsurteil, verbunden 
mit einer Klageabweisung im Übrigen.

4.	Wenn der Beklagte in einem solchen Fall 
die endgültige Klageabweisung begehrt 
hat, liegt kein vollständiges Unterliegen 
des Klägers vor, sodass die Kosten nach  
§ 92 ZPO zu quoteln sind.

VORÜBERLEGUNG

Es liegt die prozessuale Konstellation der voll-
ständigen übereinstimmenden Erledigungs-
erklärung vor, sodass gemäß § 91 a ZPO nur 
noch über die Kosten zu entscheiden ist. In 
diesem wie auch im Fall der teilweise überein-
stimmenden Erledigungserklärung sollten Sie 
eingangs anhand eines sorgfältig formulier-
ten Obersatzes zeigen, dass Sie wissen, nach 
welchem Maßstab zu prüfen ist.

FALLLÖSUNG

B E S C H L U S S

Die Kosten des Rechtsstreits tragen die Kläge-
rin zu 80 % und die Beklagte zu 20 %.

GRÜNDE
II.

I. „[22] Die getroffene Kostenentscheidung be-
ruht auf § 91 a Abs. 1 ZPO.

[23] Die Parteien haben den Rechtsstreit über-
einstimmend für erledigt erklärt. 

Das Gericht hat deshalb unter Berücksichti-
gung des bisherigen Sach- und Streitstands 
nach billigem Ermessen darüber zu entschei-
den, wie die Kosten des Rechtsstreits zu ver-
teilen sind. Ausschlaggebend ist hierbei insbe-
sondere der ohne die [Erledigterklärungen] zu 
erwartende Verfahrensausgang.

[24] Danach entsprach es … der Billigkeit, die 
Kosten zu 80 % der Klägerin aufzuerlegen.“

1. „[25] Die Voraussetzungen für einen Amts-
haftungsanspruch der Klägerin gegen die 
Beklagte nach § 839 Abs. 1 S. 1 BGB i.V.m.  
Art. 34 GG lagen allerdings vor.“ 

Danach hat ein Beamter einem Dritten denje-
nigen Schaden zu ersetzen, der dadurch ent-
standen ist, dass er seine dem Dritten gegen-
über obliegende Amtspflicht vorsätzlich oder 
fahrlässig verletzt hat.

a) „[26] Die zuständigen Bediensteten der Be-
klagten haben als Beamte im haftungsrecht-
lichen Sinne … eine ihnen gegenüber der Klä-
gerin obliegende Amtspflicht verletzt, indem 
sie die der Klägerin erteilte Auskunft nicht be-
richtigt hatten, nachdem ihnen deren Unrich-
tigkeit positiv bekannt geworden war.“

aa) „[30] Im Allgemeinen trifft die öffentliche 
Hand zwar keine Amtspflicht, von sich aus In-
formationen zu erteilen, soweit keine konkre-
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ten Informationspflichten normiert sind. 

Wurden zuvor Auskünfte erteilt, kann es sich 
aber anders verhalten. Die Amtspflicht, dass 
erteilte Auskünfte, auch dort, wo keine Pflicht 
zur Auskunft besteht, richtig sein müssen, 
rechtfertigt sich aus dem Gedanken der ho-
heitsrechtlichen Fürsorge gegenüber jedem 
Dritten, in dessen Interesse die Auskunft er-
teilt wird. Es geht also letztlich um eine Haf-
tung für die hoheitliche Inanspruchnahme von 
Vertrauen auf die Richtigkeit durch öffentli-
che Stellen erteilter Auskünfte … Aus dieser 
Inanspruchnahme von Vertrauen lässt sich 
indes nicht nur die Pflicht ableiten, dass der 
öffentlichen Hand entgegengebrachte Ver-
trauen nicht durch falsche Auskünfte zu ent-
täuschen, sondern auch die Pflicht, schuldlos 
falsche Auskünfte im Rahmen des Möglichen 
und Zumutbaren richtigzustellen, sobald die 
Behörde sie als solche erkannt hat. Dies muss 
jedenfalls dann gelten, wenn nach den Um-
ständen angenommen werden kann, dass der 
Auskunftsempfänger noch ein Interesse an 
der Berichtigung hat.“

bb) „[31] Entsprechend [war] die Beklagte … 
verpflichtet, die durch sie erteilte Auskunft 
zu berichtigen, sobald [ihr] deren Unrichtig-
keit positiv bekannt war [und nicht erst im 
November].“

Etwas Anderes ergibt sich auch nicht etwa 
daraus, dass A gegenüber der Beklagten be-
hauptet hat, er habe keine Entgeltfortzahlung 
von der Klägerin erhalten.

„[32] … Zum einen hätte die Auskunft des [A] 
auch schlicht falsch sein können. Zum an-
deren [musste] die Beklagte … nach den Um-
ständen auch damit rechnen, dass die Aus-
zahlung der Entgeltfortzahlung sich aufgrund 
der Überprüfung des Sachverhaltes durch die 
Klägerin oder sonstigen Gründen schlicht ver-
zögert hatte.“

b) Auch die übrigen Voraussetzungen des gel-
tend gemachten Schadensersatzanspruches 

liegen vor. 

„[33] Die Amtspflichtverletzung geschah [ins-
besondere] auch schuldhaft.“

 BeckOK BGB/Reinert, Stand 08.2023, § 839 
Rn. 163; MüKoBGB/Papier/Shirvani, 9. Aufl. 
2024, § 839 Rn. 353

Schuldhaftes Handeln i.d.S. setzt voraus, dass 
der Beamte vorsätzlich oder fahrlässig gehan-
delt haben muss, wobei sich dies auf die Ver-
letzung seiner Amtspflicht bezieht und nicht 
auf den schädigenden Erfolg.

„[34] Dass die Beklagte sich ihrer Pflicht zur 
Berichtigung … nicht bewusst war … , schließt 
zwar die Annahme einer vorsätzlichen Amts-
pflichtverletzung aus …[Insoweit] ist jedoch 
Fahrlässigkeit [anzunehmen], da sie das Scha-
densrisiko für die Klägerin und ihre daraus 
folgende Amtspflicht bei Beobachtung der im 
Verkehr erforderlichen Sorgfalt (§ 276 Abs. 2 
BGB) [hätte] erkennen können und müssen.“

c) Darüber hinaus ist der …

„[35] … Klägerin [zum Zeitpunkt der Klageerhe-
bung] auch ein Schaden im Umfang der streit-
gegenständlichen rechtsgrundlos erbrachten 
Lohnfortzahlungen … entstanden … (§ 287 
ZPO).“

 Bei ungewissem Ausgang des Rechtsstreits 
gilt im Rahmen des § 91 a ZPO grundsätzlich, 
dass die Kosten im Zweifel gegeneinander 
aufzuheben sind. Eine Beweisaufnahme nach 
übereinstimmenden Erledigungserklärungen 
ist dabei unzulässig, wobei als präsente Be-
weismittel Urkunden zu berücksichtigen sein 
können. Wie das Gericht hier aber ausgeführt 
hat, ist eine gewisse Prognose mit Blick auf 
eine unterbliebene Beweisaufnahme möglich. 
Hierbei sollten Sie allerdings restriktiv vorge-
hen, da Beweisantizipationen im Regelfall ge-
rade nicht vorzunehmen sind. 
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Eine solche liegt allerdings nicht vor, wenn die 
beweisbelastete Partei für die streitige Tat-
sache erst gar keinen Beweis angeboten hat 
(vgl. auch zu weiteren Grundsätzen Thomas/
Putzo/Hüßtege, ZPO, 44. Aufl. 2023, § 91 a Rn. 
48 sowie zu der übereinstimmenden Erledi-
gungserklärung AS-Skript Die zivilgerichtliche 
Assessorklausur [2023], Rn. 635 ff.).

aa) „[37] [Ein solcher ist nämlich jedenfalls des-
halb anzunehmen, weil die Klägerin] es infolge 
der weiterhin nicht erfolgten Berichtigung der 
falschen Auskunft unterlassen hat, gegen die 
nach der … Gesundung des [A] … entstandenen 
Lohnansprüche desselben aufzurechnen und 
sich so schadlos zu halten.“

Beweisaufnahme hierzu erforderlich wird, ent-
spräche es nicht der im Rahmen des § 91 a 
ZPO maßgeblichen Billigkeit, die beweisbelas-
tete Partei deswegen maßgeblich mit Kosten 
zu belasten, obgleich das Ergebnis der Be-
weisaufnahme mit hoher Wahrscheinlichkeit 
voraussehbar gewesen wäre.“

2. Demnach ist zwar davon auszugehen, dass 
die anspruchsbegründenden Tatsachen zum 
Zeitpunkt der Klageerhebung vorlagen.

 Grundsätzlich bildet die Unmöglichkeit, an-
derweitig Ersatz zu erlangen, einen Teil des 
Tatbestandes. Der Verletzte hat das Vorliegen 
dieser zur Klagebegründung gehörenden ne-
gativen Voraussetzung des Amtshaftungsan-
spruchs darzulegen und zu beweisen. Kommt 
eine anderweitige Ersatzmöglichkeit ernst-
haft in Betracht, ist eine Amtshaftungsklage 
unschlüssig (BeckOKBGB/Reinert, 68. Ed. 
01.08.2023, § 839 Rn. 171 c).

„[39] Allerdings ist [gleichsam auch] davon 
auszugehen, dass die Klage ohne das erledi-
gende Ereignis als ,zurzeit unbegründet‘ hätte 
abgewiesen werden müssen, da nicht hätte 
festgestellt werden können, dass die Klägerin 
nicht auf andere Weise hätte Ersatz erlangen 
können (§ 839 Abs. 1 S. 2 BGB).“

aa) Dabei kamen …

„[40] … Ansprüche gegen den Arzt … nicht in 
Betracht. Diesen trafen keine Rechtspflichten 
gegenüber der Klägerin [, aus denen sich ent-
sprechende Ansprüche herleiten ließen].“

bb) „[41] Dagegen stand der Klägerin [aller-
dings] ein Rückzahlungsanspruch gegen [A] 
zu. Dieser folgte, wenn nicht sogar aus den  
§§ 280 Abs. 1, 241 Abs. 2, 249 BGB i.V.m. dem 
Arbeitsvertrag, jedenfalls aus ungerechtfertig-
ter Bereicherung in Form der Leistungskondik-
tion (§ 812 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 BGB), da [A] … 
keinen Anspruch auf Entgeltfortzahlung hatte 
(§ 3 EntgFG), die Klägerin die Leistung aber … 
zur Erfüllung einer vermeintlichen Verbindlich-

bb) „[38] Das Gericht verkennt nicht, dass die 
Beklagte die Auszahlung der Entgeltfortzah-
lung bestritten hat, sodass … (Zeugen-)Beweis 
zu erheben gewesen wäre. 

Im Rahmen der Kostenentscheidung nach  
§ 91 a ZPO ist allerdings eine gewisse Beweis-
antizipation zulässig … Gerade wenn … Tat-
sachen, die nach den Umständen nahe liegen 
und an denen zu zweifeln vernünftigerweise 
kein Anlass besteht, formaliter (wenngleich 
auch zulässigerweise) unsubstantiiert mit 
Nichtwissen bestritten werden, sodass eine 



9

#
G

EW
U

SS
T

ASSESSOR JURIS    |    Ausgabe 01/2024

keit erbracht hatte. 

Für irgendwelche Einwendungen gegen die-
sen Anspruch ist nichts ersichtlich. Dies gilt 
namentlich für Entreicherung (§ 818 Abs. 3 
BGB) – zumal sich [A] darauf wohl auch nicht 
hätten berufen können, da er bösgläubig ge-
wesen sein dürfte (§§ 819 Abs. 1, 818 Abs. 4 
BGB).“

cc) „[42] Es wäre der Klägerin auch zumutbar 
gewesen, vorrangig zu versuchen, ihren Er-
satzanspruch gegen [A] durchzusetzen.“

(1) Zwar gilt allgemein …

„[43] … , dass sich der Verletzte nach § 839 
Abs. 1 S. 2 BGB nicht auf Ersatzansprüche 
verweisen lassen muss, die er nicht … in ab-
sehbarer oder angemessener Zeit durchset-
zen kann. Auch weitläufige, unsichere oder im 
Ergebnis zweifelhafte Wege des Vorgehens 
gegen Dritte braucht er nicht einzuschlagen. 
Die Ausnutzung anderweitiger Ersatzmöglich-
keiten muss dem Geschädigten mithin ,zu-
mutbar‘ sein, … [wobei es] auf die Sicht ex ante 
[ankommt, sodass] eine auf den Zeitpunkt der 
Geltendmachung des Anspruchs bezogene 
Prognose über die Erfolgsaussichten der an-
derweitigen Ersatzmöglichkeit vorzunehmen 
[ist].

[44] An der Zumutbarkeit kann es nicht nur 
fehlen, wenn Ansprüche rechtlich oder tat-
sächlich zweifelhaft bzw. schwer nachweis-
bar sind und der (potenzielle) Schuldner nicht 
leistungswillig ist, sodass ein langwieriger 
Prozess mit zweifelhaften Erfolgsaussich-
ten erforderlich erscheint … [, sondern auch], 
wenn ein Anspruch zwar titulierbar wäre, aber 
… die Vollstreckung des Anspruches aufgrund 
der Solvenz des Schuldners mit hoher Wahr-
scheinlichkeit … in absehbarer Zeit nicht mög-
lich sein wird.“

(2) „[47] Über die Leistungs(un)fähigkeit des 
[A] wäre Beweis zu erheben gewesen. Das Er-
gebnis der Beweisaufnahme kann auch nicht 
hinreichend sicher antizipiert werden, zumal 

sogar Ansprüche auf Krankengeld im Rahmen 
der Pfändungsfreigrenzen pfändbar gewesen 
wären (§ 53 Abs. 3 SGB I i.V.m. § 850c ZPO, 
…) … 

[Es] kann … durchaus … zumutbar sein, einen 
Ersatzanspruch zu verfolgen, der voraussicht-
lich nur durch die Pfändung laufender Leis-
tungen realisiert werden kann, es sei denn, die 
pfändbaren Beträge wären voraussichtlich so 
gering, dass die Realisierung der Forderung 
einen unangemessen langen Zeitraum in An-
spruch nehmen würde.“

dd) Maßgeblich kommt hinzu, …

„[49] … , dass die darlegungs- und beweisbe-
lastete Klägerin keine Umstände vorgetragen 
hat, die der Annahme entgegenstünden, dass 
bereits im maßgeblichen Zeitpunkt der Klage-
erhebung zu erwarten war, dass sich innerhalb 
angemessener Zeit eine faktische Möglichkeit 
zur Durchsetzung des Rückzahlungsanspru-
ches gegen [A] im Wege der Aufrechnung er-
geben würde.

[55] … Zur Möglichkeit einer anderweitigen 
Beschäftigungsmöglichkeit für [A] hat die 
Klägerin … nichts vorgetragen. Auch zu tarif-
vertraglichen oder sonstigen einschlägigen 
Sonderregelungen, die eine Kündigung hät-
ten ausschließen können, ist nichts ersicht-
lich. Entsprechend ist davon auszugehen, 
dass die Voraussetzungen für eine personen- 
bzw. krankheitsbedingte Kündigung nach § 1 
KSchG vorgelegen hätten. Schließlich recht-
fertigt regelmäßig schon der Umstand, dass 
ein Arbeitnehmer absehbar dauerhaft nicht 
mehr in der Lage sein wird, die geschuldete 
Arbeitsleistung zu erbringen, eine personen-
bedingte Kündigung.



10

#
G

EW
U

SS
T

ASSESSOR JURIS    |    Ausgabe 01/2024

 Die Argumentation des Landgerichts an die-
ser Stelle ist bemerkenswert. Demnach habe 
es der Klägerin mit Blick auf die anderweitige 
Ersatzmöglichkeit oblegen, vorzutragen und 
zu beweisen, dass und aus welchen Gründen 
sie das Arbeitsverhältnis zu A nicht beendet 
hätte, obwohl eine solche Beendigung den – 
nicht näher belegten – „typischen Abläufen“ 
entsprochen hätte.

[56] … Zwar dürfte die Klägerin nicht ohne 
Weiteres gehalten gewesen sein, das Arbeits-
verhältnis mit dem kranken [A] zu beenden, 
um sich dadurch eine anderweitige Ersatz-
möglichkeit in Form des Urlaubsabgeltungs-
anspruches zu verschaffen. Indes entspricht 
es den typischen Abläufen, dass Arbeitgeber 
nicht bereit sind, dauerhaft Arbeitnehmer for-
mal weiterzubeschäftigen, die absehbar dau-
erhaft nicht mehr in der Lage sein werden, ihre 
Arbeit wiederaufzunehmen … Entsprechend 
hätte es der darlegungs- und beweisbelaste-
ten Klägerin oblegen, darzulegen und ggf. zu 
beweisen, weshalb im vorliegenden Fall den-
noch nicht in absehbarer Zeit eine Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses zu erwarten war.

[57] Ebenso hätte es ihr oblegen, etwaige be-
sondere Umstände … darzulegen, die ihr das 
Abwarten bis zum Ende des Arbeitsverhältnis-
ses hätten unzumutbar machen können.“

Auch hierzu ist kein Vortrag erfolgt.

ee) Auch unter Berücksichtigung dieser Um-
stände wäre die Klägerin allerdings nicht ins-
gesamt unterlegen gewesen. 

„[58] Die Klage hätte … nicht als endgültig un-
begründet abgewiesen werden können.

[59] Geht das Gericht [nämlich] von einer zu-
mutbaren, aber nicht zu 100 % sicher realisier-
baren anderweitigen Ersatzmöglichkeit i.S.d. 
§ 839 Abs. 1 S. 2 BGB aus, … darf es die Klage 
… deswegen grundsätzlich nur als ,zurzeit un-
begründet‘ abweisen, da ein durchsetzbarer 
Ersatzanspruch … noch entstehen kann, wenn 

der Versuch, anderweitig Ersatz zu erlangen, 
wider Erwarten fehlschlägt .“

3. „[60] Die zu erwartende Klageabweisung als 
,zurzeit unbegründet‘ rechtfertigt es, die Kos-
ten gemäß § 91 a ZPO zu 80 % der Klägerin 
aufzuerlegen, da auch bei der zu erwartenden 
Sachentscheidung eine entsprechende Kos-
tenquote nach § 92 Abs. 1 ZPO [aus nachste-
henden Gründen] angezeigt gewesen wäre.“

a) „[61] Eine endgültige Klageabweisung ent-
faltet weitergehende negative Rechtskraft-
wirkung als eine Klageabweisung als (ledig-
lich) „zurzeit unbegründet“, die Raum für eine 
spätere erneute Klage aus demselben Streit-
gegenstand aufgrund neuer Tatsachen lässt. 

 Die Formulierung „Es kann dahinstehen, ob 
eine schuldhafte Amtspflichtverletzung vor-
liegt, da jedenfalls eine anderweitige Ersatz-
möglichkeit besteht“ wäre demnach verfehlt! 

Daher darf das Gericht im Falle einer Amtshaf-
tungsklage, wenn es von einer anderweitigen 
Ersatzmöglichkeit i.S.d. § 839 Abs. 1 S. 2 BGB 
ausgeht, die übrigen Voraussetzungen eines 
Amtshaftungsanspruches nach § 839 Abs. 1 
S. 1 BGB nicht offenlassen, sondern hat die-
se vorrangig zu prüfen und ggf. festzustellen. 
Trifft es entsprechende Feststellungen, sind 
diese nach der neuesten Rspr. des BGH Teil 
des Entscheidungssatzes und entfalten daher 
auch positive Rechtskraft zulasten des Be-
klagten (BGH [NJW 2022, 2754], Rn. 22). 

 Der Umfang der Rechtskraft ist (bekann-
termaßen) im Einzelfall der Entscheidung im 
Ganzen zu entnehmen. Auszugehen ist von 
der Urteilsformel, die aber oft, so regelmäßig 
bei klageabweisenden Urteilen, nicht erken-
nen lässt, worüber entschieden ist. Sofern die 
Urteilsformel allein nicht ausreicht, um den 
Rechtskraftgehalt der Entscheidung zu erfas-
sen, sind Tatbestand und Entscheidungsgrün-
de, erforderlichenfalls auch das Parteivorbrin-
gen, ergänzend heranzuziehen
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(BGH, Urt. v. 09.06.2022 – III ZR 24/21, BeckRS 
2022, 17981).

Der Sache nach entspricht die Entscheidung 
damit einem Feststellungsurteil, verbunden 
mit einer Klageabweisung im Übrigen … Ent-
sprechend sind die Kosten nach § 92 Abs. 1 
ZPO zu quoteln. Die Quote ist nach den Um-
ständen des Einzelfalles zu bilden. Maßgeb-
lich ist, welchen Wert die schlichte Feststel-
lung der Voraussetzungen des § 839 Abs. 1 
S. 1 BGB für [die Klägerin] hat. Das wiederum 
hängt davon ab, wie wahrscheinlich es er-
scheint, dass die anderweitige Ersatzerlan-
gung scheitert, sodass sie von der Feststel-
lung der grundsätzlichen Haftung nach § 839 
Abs. 1 S. 1 BGB noch tatsächlich profitieren 
kann.“

b) „[62] Gemessen hieran [erscheint] es vor-
liegend angemessen, bei wirtschaftlicher Be-
trachtung von einem … Obsiegen der Klägerin 
lediglich mit 20 % auszugehen und ihr dement-
sprechend 80 % der Kosten aufzuerlegen. In-
soweit war zu berücksichtigen, dass nach den 
ersichtlichen Umständen jedenfalls die Mög-
lichkeit, den Rückzahlungsanspruch gegen [A] 
in absehbarer Zeit im Wege der Aufrechnung 
realisieren zu können, relativ sicher gewesen 

sein dürfte. Allenfalls (längere) Verzögerun-
gen bei der Auflösung des Arbeitsverhältnis-
ses, Eingriffe Dritter (etwa Pfändungen des Ur-
laubsabgeltungsanspruchs) oder unerwartete 
rechtliche Einwendungen des Arbeitnehmers 
hätten der zeitnahen Befriedigung gegen-
über [A] noch entgegenstehen können … Auch 
wenn es insoweit keine Regelquoten o.Ä. gibt, 
erscheint es in solchen Fällen doch richtig, der 
Feststellung des Haftungsgrundes nur ver-
hältnismäßig geringen Wert beizumessen, der 
mit 20 % angemessen abgebildet sein kann.“

 BGH NJW 2022, 2754
Im vorerwähnten Urteil des BGH hat dieser die 
bis dahin umstrittene Frage, ob die Rechts-
kraft eines die Klage als „derzeit unbegrün-
det“ abweisenden Urteils die Feststellung der 
übrigen Anspruchsvoraussetzungen umfasst, 
sodass im Folgeprozess die Klage nicht mit 
der Begründung abgewiesen werden kann, der 
Anspruch habe bereits im Zeitpunkt der Erst-
entscheidung dem Grunde nach nicht bestan-
den, bejaht.

 S. HIERZU BGH RÜ2 2023, 123
Diese Rspr. ist im weiteren Verlauf auf weite-
re Fallkonstellationen erstreckt worden, wobei 
dort argumentiert wurde, nur wenn das Erst-
gericht die Klage nach Prüfung nicht endgültig 
abweisen könne, dürfe sie als „derzeit unbe-
gründet“ abgewiesen werden. Für das Rechts-
schutzziel des Beklagten stelle die Bejahung 
der übrigen Anspruchsvoraussetzungen da-
her einen „tragenden Abweisungsgrund“ und 
nicht nur lediglich ein „Element der Urteilsbe-
gründung“ dar.
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 VGL. KIM, LMK 2023, 806151, 
BECK-ONLINE
Für den Folgeprozess hat dies weitreichende 
Folgen, weil darin nur noch solche Einreden 
und Einwendungen geltend gemacht werden 
können, die im Vorprozess (noch) nicht be-
standen haben und im Übrigen von dem Be-
stehen des Anspruchs auszugehen ist bzw. 
mit Blick auf § 839 BGB nur noch die Frage der 
anderweitigen Ersatzmöglichkeit zu entschei-
den ist. 

 VGL. RN. 61
Im vorliegenden Fall ging es nun um die kos-
tenmäßige Behandlung der hinter der end-
gültigen Klageabweisung zurückbleibenden 
Abweisung als „derzeit unbegründet“ durch 
das Erstgericht. Die Frage stellte sich konkret 
im Rahmen einer einseitigen Erledigungser-
klärung, sie würde sich aber ebenso bei einer 
streitigen Entscheidung über den ursprüngli-
chen Leistungsantrag stellen.

12
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2  GEWILLKÜRTE PRO-
ZESSSTANDSCHAFT IM 
ADHÄSIONSVERFAHREN 

Ein von OStA Dr. Jost Schützeberg aufbereiteter 
Fall.

BGH, BESCHL. V. 14.11.2023 – 6 STR 
495/23, BECKRS 2023, 37212

SCHWERPUNKTE: §§ 337, 403 STPO

FALL

Gegen A wird vor dem zuständigen LG ein 
Strafverfahren wegen mehrfachen Betruges 
geführt. Geschädigt ist u.a. die C-GmbH, bei 
der es sich um die Tochtergesellschaft der B-
GmbH handelt. Obwohl durch die Taten das 
Vermögen der C-GmbH verletzt worden ist, 
stellt sie keinen eigenen Adhäsionsantrag, 
sondern ermächtigt die B-GmbH, den Antrag 
bei der Strafkammer nach § 404 StPO form- 
und fristgerecht zu stellen. Absprachegemäß 
beantragt die B-GmbH, A  zur Zahlung von 
Schadensersatz an die C-GmbH zu verurtei-
len. A wird durch die Strafkammer zu einer 
mehrjährigen Freiheitsstrafe verurteilt, die zu-

dem eine Einziehungs- und die beantragte Ad-
häsionsentscheidung trifft. 

Hat die hiergegen zulässig eingelegte und auf 
die Rüge der Verletzung materiellen Rechts 
gestützte Revision des A Aussicht auf Erfolg?

LEITSATZ

vom BGH, Beschl. v. 14.11.2023 – 6 StR 
495/23.

Antragsberechtigt im Adhäsionsverfahren ist 
auch, wer einen fremden Anspruch im eigenen 
Namen im Wege sog. gewillkürter Prozess-
standschaft geltend macht.

GUTACHTEN

BEGRÜNDETHEIT DER REVISION

 Das Adhäsionsverfahren (§§ 403 ff. StPO) 
ermöglicht dem Verletzten einer Straftat, seine 
zivilrechtlichen Ansprüche gegen den erwach-
senen Täter bereits im Strafverfahren geltend 
zu machen. Durch eine Gesetzesänderung er-
möglicht es der Gesetzgeber seit kurzem auch 
Dritten, solche Ansprüche für einen anderen 
geltend zu machen. 
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Der BGH hat sich in der hier vorgestellten Ent-
scheidung erstmals mit dieser Neuregelung 
befasst. 

Die Revision ist begründet, wenn das ange-
fochtene Urteil auf einer Gesetzesverletzung 
beruht (§ 337 Abs. 1 StPO). Dies ist dann der 
Fall, wenn Prozesshindernisse bestehen, das 
Verfahren prozessordnungswidrig war oder 
die Verurteilung in sachlich-rechtlicher Hin-
sicht Fehler aufweist. 

 Ein Ausspruch über den Adhäsionsantrag 
erfolgt nur dann im Urteil, wenn der Antrag zu-
lässig und ganz oder teilweise begründet ist 
und sich zudem für die Erledigung im Straf-
verfahren eignet. Anderenfalls sieht das Ge-
richt durch gesonderten Beschluss von einer 
Entscheidung über den Antrag ab (vgl. § 406  
Abs. 1 S. 3 StPO; AS-Skript Strafurteil und Re-
visionsrecht in der Assessorklausur [2023], Rn. 
16). Die Entscheidung des Strafgerichts über 
den Antrag steht einem Zivilurteil gleich (vgl.  
§ 406 Abs. 3 S. 1 StPO). 

„[6] … Diese Ergänzung des § 403 StPO wurde 
eingefügt durch das Gesetz zur Fortentwick-
lung der Strafprozessordnung und zur Ände-
rung anderer Vorschriften vom 25.06.2021 
(BGBl. I S. 2099, 2105); sie begründet – korre-
spondierend mit der bislang zum Entschädi-
gungsrecht des Verletzten ergangenen [Rspr.] 
– eine Antragsbefugnis auch für Personen, 
die nicht unmittelbare oder mittelbare Ver-
letzte der Tat oder deren Erben sind (vgl. § 403  
S. 1 StPO). Der Gesetzgeber hat die Antrags-
berechtigung insoweit von der – durch das-
selbe Reformgesetz eingefügten – Legaldefi-
nition des Verletztenbegriffs in § 373 b StPO 
entkoppelt, um den Kreis der Berechtigten 
nicht auf die Verletzten nach § 373 b StPO zu 
beschränken.

[7] Der Antragssteller nach § 403 S. 2 StPO 
kann deshalb etwa als Rechtsnachfolger des 
Verletzten, namentlich im Wege des vertragli-
chen (vgl. § 398 BGB) oder gesetzlichen For-
derungsübergangs (vgl. § 116 Abs. 1 SGB X), 
einen eigenen Anspruch oder – nach Ermäch-
tigung durch den Verletzten – einen fremden 
Anspruch im eigenen Namen geltend machen 
(sog. gewillkürte Prozessstandschaft).

VERSTOSS GEGEN DIE ANTRAGSBE-
FUGNIS NACH § 403 S. 2 STPO

Fraglich ist, ob die B-GmbH, die den ihrer Toch-
tergesellschaft zustehenden Anspruch auf 
Schadensersatz für diese geltend gemacht 
hat, antragsbefugt war. Grundsätzlich kann 
nach § 403 S. 1 StPO nur der Verletzte oder 
sein Erbe gegen den Beschuldigten einen aus 
der Straftat erwachsenen vermögensrechtli-
chen Anspruch im Strafverfahren geltend ma-
chen. Das gleiche Recht steht nach § 403 S. 2 
StPO aber auch anderen zu, die einen solchen 
Anspruch geltend machen. 
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 Der Begriff des Verletzten wurde durch das 
Gesetz zur Fortentwicklung der Strafprozess-
ordnung und zur Änderung weiterer Vorschrif-
ten vom 25.06.2021 (vgl. oben) neu in § 373 b 
Abs. 1 StPO definiert. Anlass der gesetzlichen 
Regelung war die Umsetzung der sog. EU-Op-
ferschutzrichtlinie (vgl. BT-Drs. 19/27654, 98). 
Nach dem Willen des Gesetzgebers soll die-
ser Verletztenbegriff einheitlich für die StPO 
(„dieses Gesetz“) gelten und betrifft daher vie-
le Vorschriften, z.B. § 22 Nr. 1 (Ausschließung 
von Richtern), § 140 Abs. 1 Nr. 9 (notwendige 
Verteidigung), § 153 a Abs. 1 S. 2 Nr. 5 (Ein-
stellung gegen Auflage), § 155 a (Täter-Opfer-
Ausgleich), § 158 (Strafanzeige, Strafantrag),  
§ 171 (Einstellungsbescheid), § 374 Abs. 1 
(Privatklage), § 395 (Nebenklage) und §§ 406 
d ff. (Auskunftsansprüche und Akteneinsicht). 

Von Examensrelevanz kann insbesondere 
die Prüfung der Frage sein, ob dem Anzeige-
erstatter bei Einstellung des Verfahrens nach 
§ 170 Abs. 2 StPO eine Rechtsbelehrung über 
die Durchführung des Klageerzwingungsver-
fahren zu erteilen ist (vgl. dazu AS-Skript Die 
staatsanwaltliche Assessorklausur [2023], Rn. 
175).

[8] Dieses Normverständnis wird über den Ge-
setzeswortlaut hinaus durch die Regelungs-
systematik des Fünften Buches der [StPO] be-
legt. Hiernach bestehen für Adhäsionskläger, 
die nicht Verletzte der Tat und damit prozes-
sual nicht in gleicher Weise wie diese schutz-
würdig sind, eigene, allerdings stark begrenz-
te Verfahrensrechte. So sind insbesondere die 
§§ 406 d ff. StPO schon mangels Verletztenei-
genschaft (§ 373 b StPO) grundsätzlich nicht 
anwendbar. Allein das Akteneinsichtsrecht ist 
für die nach § 403 S. 2 StPO Antragsberech-
tigten zur Anspruchsdurchsetzung spezifisch 
geregelt (vgl. § 406 e Abs. 4 StPO). Dem steht 
auch die Gesetzesgenese nicht entgegen. Der 
Gesetzgeber wollte mit § 403 S. 2 StPO eine 
Antragsberechtigung für Personen sicherstel-
len, die nur mittelbar durch die Tat geschädigt 

sind. Hingegen ist den Gesetzesmaterialien – 
insbesondere im Lichte der vorgenannten ge-
wichtigen normativen Gesichtspunkte – kein 
Anhalt dafür zu entnehmen, dass er sich aus-
drücklich gegen eine erweiterte Antragsbefug-
nis ausgesprochen hat.“

Hier ergibt sich das Antragsrecht der B-GmbH 
aus dem Gesichtspunkt der Prozessstand-
schaft.

„[10] Eine gewillkürte Prozessstandschaft 
ist zulässig, wenn der Prozessführende vom 
Rechtsinhaber zu dieser Art der Prozessfüh-
rung ermächtigt worden ist und er ein eige-
nes schutzwürdiges Interesse an ihr hat. Das 
schutzwürdige Eigeninteresse ist gegeben, 
wenn die Entscheidung Einfluss auf die eige-
ne Rechtslage des Prozessführungsbefugten 
hat. Es kann auch durch ein wirtschaftliches 
Interesse begründet werden. Eine solche Pro-
zessführungsbefugnis ist im Zivilprozess, aber 
auch im Adhäsionsverfahren von Amts wegen 
zu prüfen.“

Da die B-GmbH über die erforderliche Ermäch-
tigung verfügt und ein eigenes wirtschaftli-
ches Interesse hat, scheidet eine Verletzung 
des § 403 S. 2 StPO aus.

16
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ERGEBNIS

Die Revision des A gegen das Urteil des LG 
wird als unbegründet verworfen. A hat die 
Kosten des Rechtsmittels zu tragen.

 HINWEIS ZUM BEGRIFF DES 
VERLETZTEN
Nach der Neuregelung des § 373 b Abs. 1 StPO 
sind Verletzte diejenigen, die durch die Tat, 
ihre Begehung unterstellt oder rechtskräftig 
festgestellt, in ihren Rechtsgütern unmittelbar 
beeinträchtigt worden sind oder unmittelbar 
einen Schaden erlitten haben. Der Gesetzge-
ber hat sich für diese Legaldefinition maß-
geblich an der bisherigen Rspr. zu § 172 StPO 
orientiert. Die von ihr entwickelten Grundsätze 
wurden übernommen und gelten nunmehr im 
Lichte von § 373 b Abs. 1 StPO fort. Auch nach 
der Neuregelung ist der Verletztenbegriff der 
§§ 172, 373 b Abs. 1 StPO weit auszulegen, 
um einen umfassenden Schutz des Legali-
tätsprinzips zu gewährleisten. 

Andererseits müssen – schon nach dem Wort-
laut – nur mittelbar Betroffene ausgenommen 
werden, da andernfalls die Grenze zu dem vom 
Gesetz nicht gewollten Popularklageverfah-
ren verschwimmen würde. Die bisherige Rspr. 
wird insbesondere bei der Konkretisierung der 
Unmittelbarkeit weiterhin zum Tragen kom-
men. Dass der Verletzte durch die schädigen-
de Handlung – ihre Begehung vorausgesetzt 
– unmittelbar in seinen Rechten, Rechtsgü-
tern oder rechtlich anerkannten Interessen be-
einträchtigt sein muss, war bereits gefestigte 
Rspr. Nur eine spezifische Nähebeziehung zu 
der Tat und deren Folge räumt dem Einzelnen 
eine besondere Einwirkungsmöglichkeit auf 
die Strafverfolgung ein.

17
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3  STANDARDEINWAND: 
„DIE BESCHEIDE SIND 
NIE ANGEKOMMEN.“ 

Ein von VRVG Dr. Martin Stuttmann  
aufbereiteter Fall.

BVERWG, URT. V. 29.11.2023 – 6 C 3.22, 
BECKRS 2023, 41785

SCHWERPUNKT: § 41 VWVFG

FALL

Die bekl. Polizeibehörde setzte gegen den Kl. 
am 08.11.2023 Kosten i.H.v. 500 € für die Ver-
wahrung seines Kampfhundes fest. Sie ver-
sandte den mit ordnungsgemäßer Rechtsbe-
helfsbelehrung versehenen Kostenbescheid 
mit einfacher Post und vermerkte die Post-
aufgabe am 09.11.2023 in den Akten. Der Kl. 
reagierte nicht. Im Monatsabstand setzte die 
Bekl. die jeweils zusätzlich aufgelaufenen 
Kosten fest und übermittelte drei weitere Be-
scheide in gleicher Weise an die Adresse des 
Kl., zuletzt am 08.02.2024. Als der städtische 
Vollziehungsbeamte am 20.03.2024 beim Kl. 
erschien, um zu pfänden, versicherte dieser 

an Eides statt: „Die Bescheide sind unerklär-
licherweise nie bei mir angekommen, andere 
Post schon.“ Den am nächsten Tag erhobenen 
– statthaften – Widerspruch gegen die Be-
scheide wies die Bekl. als unzulässig zurück. 
Hiergegen erhob der Kl. sofort Klage. Der Be-
richterstatter schlägt vor, den Verzicht auf 
mündliche Verhandlung einzuholen und die 
Klage als unzulässig abzuweisen.

Wie führt der Kammervorsitzende die Vorbe-
ratung der Berufsrichter?

LEITSÄTZE

vom BVerwG, Urt. v. 29.11.2023 – 6 C 3.22.

1.	 Die ordnungsgemäße Widerspruchserhe-
bung ist eine Zulässigkeitsvoraussetzung 
der Anfechtungsklage. Die sie begrün-
denden Umstände muss das Gericht von 
Amts wegen ermitteln.

2.	Wird ein Umstand durch Versicherung an 
Eides statt glaubhaft gemacht und vom 
Gegner bestritten, muss das Gericht den 
Versichernden anhören.

3.	§ 41 Abs. 2 S. 1 VwVfG enthält eine Be-
kanntgabevermutung, die nach Satz 3 wi-
derleglich ist.
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4.	Das Bestreiten des Zugangs eines mit 
einfacher Post versandten Briefs genügt 
i.d.R., um den Zugang gemäß § 41 Abs. 2 
S. 3 VwVfG in Zweifel zu ziehen.

5.	Das gilt nicht, wenn das Gericht davon 
überzeugt ist, dass das Bestreiten ledig-
lich eine Schutzbehauptung ist.

VORBERATUNG DER BERUFS-
RICHTER

Der Kammervorsitzende folgt dem Entschei-
dungsvorschlag des Berichterstatters, wenn 
dieser rechtmäßig und (v.a. prozessual) 
zweckmäßig ist.

1. Die Kl. ist durch Prozessurteil, d.h. ohne Prü-
fung der Begründetheit, als unzulässig abzu-
weisen, wenn der Kl. nicht fristgerecht Wider-
spruch erhoben hat.

„[16] Die Durchführung des Widerspruchs-
verfahrens ist eine prozessrechtliche Sach-
urteilsvoraussetzung für die Anfechtungs-
klage. Deshalb muss der Betroffene, um sich 
den Anspruch auf eine gerichtliche Sachent-
scheidung offenzuhalten, das Widerspruchs-
verfahren ordnungsgemäß eingeleitet, d. h. 
form- und fristgerecht Widerspruch erhoben 
haben (§§ 69 i.V.m. § 70 VwGO). Hat die Wider-
spruchsbehörde einen Widerspruch zu Recht 
als unzulässig zurückgewiesen, ist die Klage … 
unzulässig und muss durch Prozessurteil ab-
gewiesen werden.“

2. Die nach § 70 Abs. 1 S. 1 VwGO gelten-
de Monatsfrist für die Erhebung des Wider-
spruchs beginnt mit der Bekanntgabe des VA, 
§ 41 VwVfG. Die Kostenbescheide könnten 
dem Kl. nach § 41 Abs. 2 S. 1 VwVfG jeweils 
am dritten Tag nach der Aufgabe zur Post be-
kannt gegeben worden sein.

„[21] … Der Regelung liegt die Annahme zu-
grunde, dass ein Brief im Bundesgebiet nach 
allgemeiner Lebenserfahrung innerhalb von 
drei Tagen übermittelt wird.“

a) § 41 Abs. 2 S. 1 VwVfG enthält die Fiktion 
(„gilt“), dass die Bekanntgabe nicht vor dem 
dritten Tag erfolgt und zugleich die widerlegli-
che Vermutung, dass die Bekanntgabe danach 
erfolgt ist.

 Ähnlich: § 4 Abs. 2 S. 2 u. 3 VwZG, § 122 
Abs. 2 AO, § 37 Abs. 2 S. 1 u. 3 SGB X

„[21] … § 41 Abs. 2 S.1 VwVfG dient damit der 
Rechtsklarheit insbesondere im Hinblick auf 
den Beginn von Rechtsbehelfsfristen sowie 
der Verwaltungsvereinfachung, da der tat-
sächliche Zugang zumeist nur schwer nach-
zuweisen ist.“

b) Die Tatbestandsvoraussetzungen der Be-
kanntgabevermutung sind: 

(1)  schriftlicher VA, (2) zutreffende Anschrift 
des Empfängers, (3) Übermittlung durch In-
landspost und (4) feststehender Zeitpunkt der 
Postaufgabe.

„[22] … Mangelt es an einem geeigneten Nach-
weis der Aufgabe zur Post und steht damit das 
Datum der Aufgabe nicht fest, greift die Ver-
mutung schon nicht ein und die Behörde muss 
den Zugang und Zugangszeitpunkt nachwei-
sen, ohne dass es eines Bestreitens nach § 41 
Abs. 2 S. 3 Hs. 2 VwVfG bedarf.“

Alle vier Voraussetzungen sind erfüllt. Die 
schriftl. Kostenbescheide sind dem Kl. an sei-
ne Anschrift durch die inländische Post über-
mittelt worden und die Zeitpunkte der Post-
aufgabe (ein Tag nach Bescheiddatum) stehen 
fest.

c) Die Bekanntgabevermutung ist nach § 41 
Abs. 2 S. 3 VwVfG widerleglich.

aa) Sie entfällt, wenn feststeht, dass der VA 
nicht zugegangen ist (1. Hs.), z.B. bei Post-
rücklauf. Dafür fehlt bzgl. des Kl. jeglicher An-
haltspunkt. 

bb) Bei Zweifeln am Zugang wird die Behörde 
nachweispflichtig (2. Hs.).
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 BVerwG RÜ2 2023, 47; AS-Skript Die verwal-
tungsgerichtliche Assessorklausur (2023), Rn. 
394

„[24] Zweifel … sind schon dann gegeben, 
wenn die Behörde oder das Gericht den Zu-
gang des VA für ungewiss hält. Zur Darlegung 
von Zweifeln genügt regelmäßig das einfache 
Bestreiten des Zugangs, weil einem Adressa-
ten, der den Zugang überhaupt bestreitet … , 
eine weitere Substantiierung typischerweise 
nicht möglich ist. “

(1) Der Kl. bestreitet den Zugang der vier Be-
scheide ohne nähere Darlegungen. Sagt er die 
Wahrheit, kann er nicht mehr vortragen als die-
se Tatsache.

„[33] … Es fehlen Anhaltspunkte dafür, dass 
ihm ausnahmsweise weitere Darlegungen 
möglich sind, mit denen er seinen Vortrag 
substantiieren könnte.“

(2) Gleichwohl scheiden Zweifel aus, wenn das 
Gericht überzeugt ist, dass der Kl. eine bloße 
Schutzbehauptung aufstellt. 

„[25] … Anhaltspunkte für Schutzbehauptun-
gen können sich aus der Rechtsbeziehung 
zwischen der Behörde und dem Adressaten 
ergeben, aber auch aus der Sphäre des Adres-
saten selbst herrühren.“

Das Gericht muss die Beweise und Beweis-
anzeichen würdigen und prüfen, ob es sich 
daraus eine Überzeugungsgewissheit (§ 108 
VwGO) bilden kann. 

(a) Für eine Schutzbehauptung und gegen die 
Glaubhaftigkeit des Klägervortrags spricht die 
Zahl der Bescheide. Es widerspricht der Le-
benserfahrung, dass vier Briefe an einen Ad-
ressaten verloren gehen, andere aber ankom-
men.

(b) Gegen den Zugang spricht, dass der Kl. den 
Zugang nicht formlos, sondern mittels eides-
stattlicher Versicherung (vgl. § 27 VwVfG) be-
streitet. 

(c) Die Beweiswürdigung ohne mdl. Verhand-
lung (§ 101 Abs. 2 VwGO), wie vom Bericht-
erstatter vorgeschlagen, ist ausgeschlossen. 

 Eidesstattliche Versicherung: 

Wegen der strafrechtlichen Sanktionierung 
(§§ 154–156 StGB) eine qualifizierte („hoch-
wertigere“) Form der Glaubhaftmachung von 
Tatsachen.

 Bereits: BVerwGE 25, 181

„[28] Im Hinblick auf den … Vorrang eines Pro-
zessurteils vor einem Sachurteil ist die Einhal-
tung der Zulässigkeitsanforderungen … von 
Amts wegen zu prüfen und bei Zweifeln aufzu-
klären … Wird dabei … zur Glaubhaftmachung 
der Einhaltung einer Sachurteilsvorausset-
zung auf eine eidesstattliche Versicherung Be-
zug genommen, darf diese grundsätzlich nicht 
ohne weitere Ermittlungen als nicht glaubhaft 
behandelt werden. Die prozessordnungsge-
mäße Klärung erfordert vielmehr in der Regel 
eine vorherige Anhörung.“

3. Der Vorsitzende schlägt vor, die Beteiligten 
gem. § 102 Abs. 1 VwGO zur mdl. Verhandlung 
zu laden, den Kl. zu befragen und dann die Be-
weise zu würdigen.



Als integrierte internationale Wirtschaftskanzlei in einer multidisziplinär 
aufgestellten Prüfungs- und Beratungsgesellschaft sind wir führend 
in mehr als 100 Ländern. Werde Teil unseres dynamischen Teams im 
Rechtsreferendariat für deine Anwalts- und Wahlstation oder im Rahmen 
einer Werkstudententätigkeit. 

Komm dazu

„  Lust auf Arbeit 
 mit Abwechslung?  
 Wir erst recht.“

https://karriere-de.forvismazars.com/
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4  #HIERZUCKTDEIN-
PRÜFUNGSAMT IM  
ZIVIL-, STRAF- UND 
ÖFFENTLICHEM RECHT 

EINE KOOPERATION MIT  
RIOLG DR. JANKO BÜSSER  
(ZIVILRECHT), VRILG DR. NILS  
GODENDORFF (STRAFRECHT) 
UND RIVG DR. DAVID STADER-
MANN (ÖFFENTLICHES RECHT)

JurCase präsentiert in Kooperation mit den 
vorgenannten drei etablierten Hamburger 
Richtern deren LinkedIn-Projekt #HierZucktD-
einPrüfungsamt, bei dem in den drei großen 
Rechtsgebieten aktuelle, examensrelevan-
te Rechtsprechung vor- und dargestellt wird: 
Was ist passiert? Was gibt es zu wissen? Wa-
rum solltest du die Entscheidung noch lesen? 
Hast du es #Gewusst?

IM ZIVILRECHT: IT‘S GETTIN‘ 
HOT IN HERE - HAFTUNG FÜR 
DEFEKTE KLIMAANLAGE IN 
EINEM OLDTIMER TROTZ AUS-
SCHLUSSES DER GEWÄHRLEIS-
TUNG (VIII ZR 161/23)?

von RiOLG Dr. Janko Büßer, Richter 
am Hanseatischen Oberlandes-
gericht in Hamburg, Dozent und 
Autor

Moin zusammen, heute empfehle ich ein kauf-
rechtliches Urteil des VIII. Zivilsenats vom 10. 
April 2024, in dem es um das Verhältnis von 
Beschaffenheitsvereinbarung und Gewähr-
leistungsausschluss geht und das mal wieder 
wie aus dem Lehrbuch erscheint.

 JURCASE INFORMIERT: 
Das Urteil des VIII. Zivilsenats vom 10.04.2024 
– VIII ZR 161/23 findest du kostenfrei hier auf 
der Seite des Bundesgerichtshofs.

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&Datum=Aktuell&Sort=12288&Seite=1&nr=137448&pos=36&anz=1369
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WAS IST PASSIERT?

Der Beklagte bot als privater Verkäufer im In-
ternet sein fast 40 Jahre altes Auto mit einer 
Laufleistung von 150.000 Kilometern an. Die 
Fahrzeugbeschreibung enthielt unter ande-
rem folgende Angaben: „[…] Klimaanlage funk-
tioniert einwandfrei. Der Verkauf erfolgt unter 
Ausschluss jeglicher Sachmängelhaftung.“ 

Nachdem die Parteien eine gemeinsame Pro-
befahrt durchgeführt hatten, schlossen sie 
einen schriftlichen Kaufvertrag über das Fahr-
zeug zu einem Kaufpreis von 25.000 Euro. Da-
rin heißt es unter anderem: „Das Kraftfahrzeug 
wird unter Ausschluss der Sachmängelhaftung 
verkauft. Dieser Ausschluss gilt nicht für Scha-
densersatzansprüche aus Sachmängelhaftung, 
die auf einer grob fahrlässigen oder vorsätzlichen 
Verletzung von Pflichten des Verkäufers oder 
seines Erfüllungsgehilfen beruhen sowie bei der 
Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit.“ 

Einige Zeit später stellte der Kläger fest, dass 
die Klimaanlage defekt war. Er wandte sich per 
E-Mail an den Beklagten und bat um einen „ak-
zeptablen Vorschlag zur Lösung des Problems“. 
Der Beklagte wies etwaige Ansprüche des Klä-
gers zurück, bezeichnete die E-Mail des Klä-
gers „zusammenfassend als Nötigung“ und 
teilte mit, er „betrachte die Angelegenheit als 
vollumfänglich abgeschlossen“. 

Der Kläger begehrt nunmehr Ersatz der Repa-
raturkosten für die Klimaanlage und behaup-
tet, der Klimakompressor sei bereits bei Über-
gabe defekt gewesen. 

WORUM GEHT ES?

Der Kläger macht einen Schadensersatzan-
spruch wegen eines Sachmangels des ver-
kauften Fahrzeugs geltend, der sich nach 
heutigem Recht, das im Fall noch nicht an-
wendbar war, aus §§ 434 Abs. 1, 2 Satz 1 Nr. 1, 
§ 280 Abs. 1, 3, § 281 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 BGB 
ergeben könnte. 

•	 Der Sachmangel soll im Defekt der Klima-
anlage liegen. Hier stellt sich die Frage, ob 
es sich hinsichtlich des hohen Alters des 
Fahrzeugs nicht lediglich um normalen 
Verschleiß handelt, der keinen Mangel be-
gründet. Darauf käme es indes nicht an, 
wenn die Parteien die Funktionsfähigkeit 
der Klimaanlage als Beschaffenheit des 
Fahrzeugs vereinbart haben, und zwar aus-
gehend von den Angaben in der Internetan-
zeige.

•	 Ob der Klimakompressor bereits bei Über-
gabe defekt war, ist zwischen den Partei-
en streitig. Der BGH weist darauf hin, dass 
es auch genügen würde, wenn der Defekt 
erst später eingetreten, aber seinerseits 
auf eine Ursache zurückzuführen wäre, 
die eine vertragswidrige Beschaffenheit 
des Fahrzeugs darstellt und die bei Ge-
fahrübergang bereits vorhanden war.

•	 Liegt eine Beschaffenheitsvereinbarung 
vor, würde dem Beklagten der vereinbar-
te Gewährleistungsausschluss im Kauf-
vertrag grundsätzlich nicht helfen. Zwar 
lassen sich die Voraussetzungen des  
§ 444 BGB nicht feststellen, jedoch ist 
nach ständiger Rechtsprechung ein Ge-
währleistungsausschluss dahin auszule-
gen, dass er nicht für das Fehlen der ver-
einbarten Beschaffenheit gilt.

•	 Im Mittelpunkt der Entscheidung steht 
nun die Frage, ob das auch für ein 40 Jah-
re altes Auto gelten kann, was die Vorins-
tanz verneint hatte.

•	 Sodann geht es um den nach § 281 Abs. 1  
S. 1 BGB grundsätzlich erforderlichen erfolg-
losen Ablauf einer angemessenen Nacher-
füllungsfrist. Genügte hierfür die Aufforde-
rung des Klägers an den Beklagten, einen 
akzeptablen Vorschlag zur Lösung des Pro-
blems zu machen? Und falls nicht, hat dann 
jedenfalls der Beklagte in seiner Antwort die 
Nacherfüllung ernsthaft und endgültig ver-
weigert (§ 281 Abs. 2 BGB)?
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Schließlich weist der BGH noch darauf hin, 
dass es für das Verschulden des Beklagten 
ausreichen würde, wenn dieser die Nacherfül-
lung verweigert hätte.

WARUM SOLLTEST DU DIE ENT-
SCHEIDUNG NOCH LESEN?

•	 Du könntest dich mit den Anforderungen 
an eine Beschaffenheitsvereinbarung und 
der Abgrenzung zu einer Garantie nach  
§ 444 BGB beschäftigen.

•	 Du könntest dich allgemein mit dem Ge-
währleistungsausschluss befassen (hier-
zu unten noch mehr). Denk dabei daran, 
dass beim Verbrauchsgüterkauf ein Ge-
währleistungsausschluss grundsätzlich 
unwirksam ist (§ 476 Abs. 1 BGB). Beruft 
sich der Käufer im Prozess auf ein arglis-
tiges Verschweigen des Mangels durch 
den Verkäufer, trifft ihn auch insoweit die 
Darlegungs- und Beweislast. Da es sich 
bei der Arglist um einen inneren Vorgang 
beim Verkäufer handelt, stellt ihn das vor 
Probleme. Hier springt ihm die Rechtspre-
chung zur Seite, indem sie eine sekundäre 
Darlegungslast des Verkäufers annimmt, 
sobald der Käufer hinreichende Indizien 
für eine Arglist vorgetragen hat. 

•	 Du könntest die Gelegenheit nutzen und 
auch diese grundlegende Entscheidung 
des BGH (VIII ZR 150/18) zur Abgrenzung 
von Mangel und Verschleiß durcharbei-
ten.

UND SONST?

Eher am Rande weist der BGH darauf hin, dass 
der Gewährleistungsausschluss auch als All-
gemeine Geschäftsbedingung des Beklagten 
wirksam wäre, da er einer Inhaltskontrolle nach 
§ 307 ff. BGB („gegebenenfalls“) standhalten 
würde (Rn. 18). Das lohnt einen genaueren Blick. 

(Zur Erinnerung: Hierauf kommt es im Ergebnis 
nicht an, da der Gewährleistungsausschluss 
den maßgeblichen Mangel nicht erfasst.) 

•	 Ein Verstoß gegen § 309 Nr. 7 b) BGB 
kommt nicht in Betracht, da die Haftung 
für vorsätzliche oder grob fahrlässige 
Pflichtverletzungen gerade nicht ausge-
schlossen wird.

•	 In Bezug auf § 307 BGB ist der Befund 
allerdings nicht ganz so klar (allgemein 
zur Inhaltskontrolle nach § 307 BGB Reif/
Walter, JuS 2023, 299). Nach ständiger 
Rechtsprechung verstößt ein Haftungs-
ausschluss auch für einfache Fahrlässig-
keit gegen § 307 Abs. 2 Nr. 2 BGB, soweit 
er sich auf die Verletzung von wesent-
lichen Vertragspflichten (sog. Kardinal-
pflichten) bezieht. (Das lässt sich auch 
nicht dadurch umgehen, dass man sol-
che Pflichten allgemein ausnimmt, da der 
durchschnittliche Kunde als juristischer 
Laie im Zweifel nicht erkennen kann, 
was damit gemeint ist.) Bei der mangel-
freien Lieferung handelt es sich offen-
sichtlich um eine solche wesentliche Ver-
tragspflicht des Verkäufers nach § 433  
Abs. 1 S. 2 BGB. Diese Pflicht wird von der 
Klausel allerdings nicht berührt, da nur 
Schadensersatzansprüche des Käufers 
ausgeschlossen sind und nicht auch der 
Nacherfüllungsanspruch. 

 JURCASE INFORMIERT: 
Hier findest du den Newsletter von Dr. Büßer 
auf LinkedIn. Dort findest du auch wertvolle 
Tipps zum Referendariat. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=211ca07e05285ead99bf26757cef77aa&nr=111348&pos=0&anz=1
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=211ca07e05285ead99bf26757cef77aa&nr=111348&pos=0&anz=1
https://www.linkedin.com/newsletters/hier-zuckt-dein-pr%C3%BCfungsamt-7044321439331569664/
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IM STRAFRECHT: IRRTUM, 
RÜCKTRITT, FEHLVERHALTEN 
(1 STR 403/23)

von VRiLG Dr. Nils Godendorff, vor-
sitzender Richter am Landgericht 
in Hamburg

Moin zusammen, heute empfehle ich Dir ei-
nen Beschluss des BGH vom 17.04.2024 (1 
StR 403/23). Der Angeklagte ist Chirurg. Das 
Landgericht hat ihn wegen Körperverletzung 
in Tateinheit mit versuchter schwerer Körper-
verletzung in Tatmehrheit mit schwerer Kör-
perverletzung zu einer Gesamtfreiheitsstrafe 
von einem Jahr verurteilt, deren Vollstreckung 
es zur Bewährung ausgesetzt hat.

KURZE ZWISCHENFRAGE:

Kommt Dir das komisch vor? Der Instanzen-
zug war: Landgericht Große Strafkammer - Re-
vision zum BGH. Und das setzt doch an sich 
eine Straferwartung von vier Jahren voraus  
(§ 74 Abs. 1, 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 GVG), oder? 
Sonst könnte das doch gern der Strafrichter 
oder das Schöffengericht machen. Nun, die 
Gründe für diesen Instanzenzug ergeben sich 
nicht aus der Entscheidung. Manchmal liegt die 
Staatsanwaltschaft mit der Einschätzung der 
Strafe daneben und manchmal bejaht sie die be-
sondere Bedeutung des Falles (§ 24 Abs. 1 Satz 
1 Nr. 3 GVG). Diese Entscheidung der Staatsan-
waltschaft ist grundsätzlich nicht überprüfbar 
(kritisch, wenn auch völlig erfolglos mit seinem 
Anliegen, vgl. Godendorff, StV 2017, 626).

WAS HAT DAS LANDGERICHT 
FESTGESTELLT?

Der Angeklagte hatte zwei Patienten (P und G) 
zu operieren, die beide an einer geistigen Be-
hinderung litten und beide einwilligungsunfähig 
waren. 

P und G hatten einen Leistenbruch. Ohne Zwei-
fel waren diese Leisten-Operationen notwendig 
und auch von den Einwilligungen der Einwilli-
gungsberechtigten gedeckt.

Bezüglich G hatte der Angeklagte mit den Eltern 
vereinbart, dass er G im Rahmen der Operation 
sterilisieren würde, ohne dass G hiervon erfährt.

Bei P sollte einfach nur der Leistenbruch beho-
ben werden.

Der Angeklagte operierte zuerst den P (verein-
bart: nur Leistenbruch); er behob zum einen 
den Leistenbruch und sterilisierte ihn, weil er 
die Patienten verwechselte. Unmittelbar nach 
Erkennen der Personenverwechselung teilte er 
seinen Irrtum den Eltern mit und vermittelte P 
an einen Spezialisten für Refertilisation. Zwei 
Wochen später kann die Zeugungsfähigkeit des 
P durch eine mehrstündige Operation – nicht 
ausschließbar – wiederhergestellt werden. Mit 
anderen Worten: Kann sein, dass er wieder zeu-
gungsfähig ist. 

Bei G führte der Angeklagte den Eingriff Leis-
tenbruch-OP und Sterilisation kurze Zeit spä-
ter durch, ohne dass die hierfür erforderli-
che Genehmigung des Betreuungsgerichts 
vorliegt: Ein Sterilisationsbetreuer (§ 1899  
Abs. 2 BGB a.F.) war nicht bestellt worden; die 
erforderliche Genehmigung des Betreuungsge-
richts für die Sterilisation (§ 1905 BGB a.F.) lag 
ebenfalls nicht vor. 

WAS ENTSCHIED DAS  
LANDGERICHT?

Bei der Verurteilung zum Nachteil des P (also: 
nur Leistenbruch, Sterilisation aus Versehen) hat 
das Landgericht zu Gunsten des Angeklagten 
eine vollendete Körperverletzung aber nur den 
Versuch der schweren Körperverletzung gemäß 
§ 226 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 StGB angenommen. 
Denn die schwere Folge – hier der Verlust der 
Fortpflanzungsfähigkeit sei – bei dem Geschä-
digten P. möglicherweise nicht eingetreten. 
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Bei G (vollständig und willentlich durchgeführ-
te Sterilisation ohne Einwilligung) ist es von ei-
ner schweren Körperverletzung ausgegangen. 

UND WAS SAGT DER BGH DAZU?

Die Revision des Chirurgen hat Erfolg bezüg-
lich P, soweit das Landgericht wegen versuch-
ter schwerer Körperverletzung verurteilt hat. 
Denn insoweit sei das Landgericht bei der 
Beurteilung der Freiwilligkeit des Rücktritts 
vom Versuch von einem unzutreffenden recht-
lichen Maßstab ausgegangen. 

Zutreffend seien zwar im Ausgangspunkt 
die Annahme einer schweren Körperverlet-
zung gemäß § 226 Abs. 1 Nr. 1, 4. Var., Abs. 2,  
§§ 22, 23 Abs. 1 StGB. Auch das Ausbleiben 
des Erfolgs habe das Landgericht zutreffend 
beurteilt. Denn die in § 226 Abs. 1 StGB be-
zeichneten schweren Folgen müssen von län-
gerer Dauer sein. Diese „Langwierigkeit“ der 
schweren Folge ist Teil des tatbestandlichen 
Erfolgs; fehlt es hieran, ist der Tatbestand 
nicht vollendet (MüKo-StGB/Hardtung, 4. Aufl. 
2021, § 226 Rn. 13; LK-StGB/Grünewald, 13. 
Aufl. 2023, § 226 Rn. 3). „Längere Dauer“ ist 
dabei nicht mit Unheilbarkeit gleichzusetzen. 
Es genügt, wenn die Behebung bzw. nach-
haltige Verbesserung des – länger währen-
den – krankhaften Zustands nicht abgesehen 
werden kann. Andererseits kommt es dem 
Täter zugute, wenn die zumindest teilweise 
Wiederherstellung konkret wahrscheinlich ist 
(BGH, Urteile vom 11.05.2023 – 4 StR 421/22 
Rn. 14 und vom 23.10.2019 – 5 StR 677/18 Rn. 
22). Für die Beurteilung ist im Grundsatz der 
Zeitpunkt des Urteils maßgebend (BGH, Urteil 
vom 07.02.2017 – 5 StR 483/16, BGHSt 62, 36 
Rn. 16). 

RÜCKTRITT!

Aber, wir alle wissen: Wer Versuch prüft, prüft 
danach den Rücktritt! Zur Verdeutlichung 
noch mal gebrüllt:

WER VERSUCH PRÜFT,  
PRÜFT DANACH DEN  

RÜCKTRITT 1!!!!11!!!!!1!!1!!!!!1!111!!!!

Und beim Rücktritt ist der BGH anderer Auf-
fassung als das Landgericht: 

„Tat“ im Sinne von § 24 Abs. 1 StGB sei die Tat 
im sachlich-rechtlichen Sinne, also die in den 
gesetzlichen Straftatbeständen umschrie-
bene tatbestandsmäßige Handlung und der 
tatbestandsmäßige Erfolg. Ein Rücktritt ge-
mäß § 24 Abs. 1 StGB setze daher nur ein Ab-
standnehmen von bzw. eine Verhinderung der 
Vollendung dieses gesetzlichen Tatbestands 
voraus. Mit anderen Worten: Eine innere Dis-
tanzierung davon, Einwilligungsunfähige ohne 
Genehmigung operieren zu wollen, ist nicht 
notwendig. Die vorherige Erreichung außertat-
bestandlicher Ziele sei unschädlich. Und dies 
gelte auch in den Fällen eines „sinnlos gewor-
denen Tatplans“ (dazu BGH, Beschluss vom 
14.11.2007 – 2 StR 458/07 Rn. 7 f.). 

Die „Tat“ im Sinne von § 24 Abs. 1 StGB, deren 
Rücktritt hier in Rede steht, ist nicht die beab-
sichtigte Sterilisierung des konkreten identi-
fizierbaren Patienten, sondern allgemeiner die 
vom Tatbestand des § 226 Abs. 1 Nr. 1 Alter-
native 4, Abs. 2 StGB umschriebene Verursa-
chung der Zeugungsunfähigkeit einer Person. 
Diese „Tat“ war nicht fehlgeschlagen, sondern 
wäre – hätte der Angeklagte den Dingen seinen 
Lauf gelassen – zum Nachteil des P. zur Voll-
endung gelangt. Die Identität des Patienten be-
traf lediglich außertatbestandliche Motive des 
Angeklagten. Ob der Angeklagte von seinem 
Entschluss, den Patienten G. zu sterilisieren, 
(endgültig) abgerückt ist, ist somit unerheblich. 

Dies wahre auch den Opferschutz, weil für den 
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IM ÖFFENTLICHEN RECHT: 
NUR WER NICHTS MACHT, 
MACHT AUCH KEINE FEHLER … 
ODER? (2 E 123/23)

von RiVG Dr. David Stadermann, 
Richter am Verwaltungsgericht 
in Hamburg und Lehrbeauftragter 
an der HAW

Moin zusammen, heute empfehle ich euch 
einen interessanten Beschluss des OVG Saar-
land vom 02. November 2023 (2 E 123/23) in 
dem es um die Untätigkeitsklage geht!

 JURCASE INFORMIERT: 
Den Beschluss des OVG Saarland vom 
02.11.2023 (2 E 123/23) findest du kostenfrei 
hier auf der Seite des Ministeriums der Justiz 
Saarland.

WAS IST PASSIERT?

Mit dem hier behandelten Beschluss hat das 
OVG Saarland eine Entscheidung des VG, ein 
Verfahren nach § 75 Satz 3 VwGO auszuset-
zen, bestätigt. Es geht also um die Untätig-
keitsklage.

Täter ein Anreiz geschaffen werde, die Tatvol-
lendung nach Bemerken eines „error in per-
sona“ noch aktiv zu verhindern. Mit anderen 
Worten: Wenn wir anders entscheiden würde, 
würde der nächste Chirurg die Eltern nicht auf-
klären, weil es für ihn strafbar bliebe. Und auch 
die Literatur halte einen Rücktritt beim „error 
in persona“ jedenfalls bei einem beendeten 
Versuch im Ergebnis für möglich, wenn der Tä-
ter seine Verwechslung erst nach Vornahme 
der Tathandlung bemerkt und sich nunmehr 
erfolgreich um die Rettung seines verletzten 
Opfers bemüht. 

WARUM SOLLTEST DU DIE ENT-
SCHEIDUNG NOCH LESEN?

1.	 Die Entscheidung bietet dem Prüfungs-
amt die Möglichkeit, die Verschränkung 
einer zivilrechtlichen Einwilligung und 
strafrechtlichen Verfolgung abzuprüfen.

2.	Sie bietet darüber hinaus den ungewöhn-
lichen „error in persona im Rücktritt“.

3.	Die Entscheidung lässt sich vielfältig um-
bauen, zum Beispiel zum Irrtum des Profi-
killers, der sein Opfer fasst erschießt, den 
Irrtum bemerkt, es wiederbelebt, um kurz 
danach das „richtige“ Opfer zu erschießen 
und seinen Tötungswillen zu manifestie-
ren.

Und nicht vergessen: Schreib regelmäßig 
Übungsklausuren!

 JURCASE INFORMIERT: 
Den Beschluss des BGH vom 17.04.2024  
(1 StR 403/23) findest du kostenfrei hier auf 
der Seite des Bundesgerichtshofs.

https://recht.saarland.de/bssl/document/NJRE001558958
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&az=1%20StR%20403/23&nr=137591
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Im Ausgangsverfahren stand die Einbürge-
rung des Klägers im Streit. Diese beantragte 
der Kläger Ende Februar 2023 und erhob am 1. 
Juni 2023 Untätigkeitsklage. Zur Begründung 
führte er aus, sein Antrag sei mehr als drei 
Monate nicht beschieden worden. Pauschale 
Hinweise (auf die Flüchtlingskrise, die Coro-
na-Pandemie, den Ukraine-Krieg) seien kein 
Grund, den Antrag nicht zu bearbeiten; beim 
Beklagten lägen „strukturelle Probleme“ vor.

ner zeitnahen Sachentscheidung und die die 
Bearbeitungsdauer bedingenden Umstände 
in einen angemessenen Ausgleich gebracht 
werden müssten.

Die dagegen fristgemäß erhobene Beschwer-
de blieb ohne Erfolg.

WARUM SOLLTEST DU DIESE ENT-
SCHEIDUNG LESEN?

Der Beschluss bietet die Möglichkeit, die Un-
tätigkeitsklage zu wiederholen:

•	 Diese ist „eigentlich“ nur eine normale 
(Verpflichtungs-)Klage, bei der es auf das 
Vorverfahren bzw. den Erlass des ange-
griffenen VAs nicht ankommt (lies § 75 
Satz 1 VwGO als „zusätzliche Prozess-
voraussetzung“). Anerkannt ist daneben 
auch die „unechte“ Verpflichtungsklage, 
bei der es nicht um eine Entscheidung in 
der Sache (den Erlass des VAs), sondern 
– nur – um die Bescheidung des Antrags 
geht.

•	 In der Praxis – subjektiv, hier schreibt der 
Asylrichter – kommt sie regelmäßig vor, 
da sie – auch das ist nur subjektiv – dazu 
führen kann, den eigenen Fall innerhalb 
der Behörde zu „priorisieren“.

•	 § 75 Satz 3 VwGO sieht vor, dass Ver-
fahren ausgesetzt werden können, wenn 
die Beklagte einen zureichenden Grund 
für die Nichtbescheidung hat. Einen der-
artigen Grund konnte der Beklagte in dem 
der Entscheidung des OVG Saarland zu-
grundeliegenden Sachverhalts vorweisen, 
wobei dies – natürlich – wie immer eine 
Frage des Einzelfalles ist. 

•	 Für die Anwaltsklausur: Wie reagiere ich, 
wenn der Bescheid da ist? Fortführung 
der Verpflichtungsklage (bei ablehnen-
der Entscheidung) oder Erledigung des 
Rechtsstreits (§ 161 Abs. 3 VwGO)?

Der Beklagte beantragte, das Verfahren ge-
mäß § 75 Satz 3 VwGO auszusetzen. Er ver-
wies darauf, dass die allermeisten Einbür-
gerungsanträge – so auch der des Klägers 
– nicht innerhalb von drei Monaten abge-
schlossen werden könnten. Gründe für eine 
Priorisierung gerade des Falles des Klägers 
seien nicht dargetan. Zudem führte er aus, 
was die Behörde getan habe, um die Abläufe 
zu beschleunigen. 

Im September 2023 beschloss das VG, das 
Verfahren auszusetzen und setzte der Be-
klagte eine Frist zur Entscheidung bis zum 
31. Januar 2024. Zur Begründung führte es 
aus, es liege ein zureichender Grund dafür 
vor, dass der Beklagte noch nicht über den 
Antrag des Klägers entschieden habe. Bei der 
in § 75 Satz 2 VwGO genannten Sperrfrist von 
drei Monaten handele es sich nur um die re-
gelmäßige Mindestfrist für die Bearbeitung. 
Die Frist könne im Einzelfall auch länger sein, 
wobei das Interesse des Antragstellers an ei-



https://www.horbach.de/
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5 INTERVIEW MIT FRAU 
SAVITA ZENTIS VON 
HORBACH ÜBER  
FINANZPLANUNG FÜR 
JURIST:INNEN

In diesem Interview stellt sich Frau Savita  
Zentis von der HORBACH Wirtschaftsberatung 
GmbH den Fragen unseres Redaktionsleiters, 
Rechtsassessor Sebastian M. Klingenberg, zu 
Themen, wie ‚finanzielle Intelligenz‘, den ‚Ge-
setzen des Geldes‘ und (frühzeitige) Finanz-
planung für Rechtsanwält:innen sowie für 
Richter:innen und Staats:anwältinnen. Erfahre 
in diesem Zusammenhang auch, wo die Vor- 
und Nachteile der Leistungen vom Versor-
gungswerk für Rechtsanwält:innen gegenüber 
der gesetzlichen oder anderweitigen privaten 
Leistungen liegen und welche Versicherungen 
(deshalb) für Jurist:innen besonders sinnvoll 
sind.

ZUR PERSON

Savita Zentis ist seit vier Jahren selbststän-
dige Finanzberaterin bei der HORBACH Wirt-
schaftsberatung GmbH und seit Dezember 
2023 Partnerin. Seitdem spezialisiert sie sich 
mit ihrem Team auf die Beratung von Juristin-
nen und Juristen.

ZUM UNTERNEHMEN

Die HORBACH Wirtschaftsberatung GmbH wur-
de 1983 in Köln gegründet, von Michael Hor-
bach, und ist seit 2007 Teil der Swiss Life Group 
mit Sitz in Hannover und mittlerweile über 20 
Centern in 29 Städten. Horbach ist spezialisiert 
auf die Beratung von Akademiker:innen und ge-
hobenen Privatmandant:innen.

Die Leistungen reichen von ganzheitlichem 
Vorsorge- und Vermögensmanagement über 
Existenzgründungsberatung bis zur betrieb-
lichen Altersversorgung. Die Beratung ist um-
fassend und ein Leben lang. Dazu schöpft 
HORBACH aus dem umfangreichen Angebot 
einer Vielzahl namhafter Produktpartner. So 
erarbeitet HORBACH einen persönlichen Fi-
nanzplan – die Grundlage für finanziellen 
Schutz und wirtschaftliche Freiheit.
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DAS INTERVIEW

Klingenberg: Liebe Frau Zentis, vielen Dank zu-
nächst, dass Sie sich für dieses Interview be-
reit erklärt haben. Sie sind selbstständige Fi-
nanzplanerin und Partnerin bei HORBACH und 
somit Expertin für Finanzplanung. Sie und Ihr 
Team von HOCHBACH bieten Webinare zum 
Thema ‚Finanzielle Intelligenz für Juristinnen 
und Juristen‘ an. Zum Einstieg würde mich da-
her interessieren, was sich konkret hinter dem 
Begriff ‚finanzielle Intelligenz‘ verbirgt.

Savita Zentis: Finanzielle Intelligenz bedeutet 
für uns in erster Linie eine rationale und durch-
dachte Herangehensweise an das Thema 
Geld. Dabei geht es vor allem um die persön-
lichen Ziele, die damit erreicht werden können, 
sowie die Wünsche, die finanzielle Unterstüt-
zung erfordern. Es geht darum, klug zu planen 
und zu erkennen, dass finanzielle Intelligenz 
der Grundstein für jegliche Form der Finanz-
planung ist.

Ziel ist zu verstehen, wie man die verfügbaren 
Ressourcen, das Wissen und die Möglichkei-
ten nutzen kann, um den gewünschten Le-
bensstandard und die Lebensqualität zu errei-
chen, die „Gesetze des Geldes“ zu verstehen 
und Vor- und Nachteile verschiedener finan-
zieller Entscheidung abwägen zu können, um 
mit dem gezielten Einsatz von Wissen, persön-
liche Ziele zu erreichen und sich dabei aller 
positiven als auch negativen Konsequenzen 
bewusst zu sein.

Klingenberg: Jurist:innen mögen bekanntlich 
Gesetze. Wie lauten die sog. ‚Gesetze des Gel-
des‘ und inwieweit sind diese bei der Finanz-
planung zu berücksichtigen?

Savita Zentis: Es wäre schön, wenn es einen 
klaren Gesetzeskatalog gäbe, dem man ein-
fach folgen könnte, um finanziellen Erfolg zu 
garantieren. Leider ist es nicht so simpel, aber 
das sind meine drei Grundregeln, die unbedingt 
beachtet werden sollten, damit Finanzplanung 

und Geldmanagement erfolgreich sind.

Das fundamentalste Prinzip des Geldes be-
steht meiner Meinung nach darin, dass die 
Verbindlichkeiten niemals die Vermögenswer-
te übersteigen sollten. Das ist eine absolute 
Grundregel für eine sinnvolle Finanzplanung. 
Verbindlichkeiten ist all das, was mich Geld 
kostet und Vermögenswerte sind die Dinge, 
die mir „passiv“ Geld einbringen oder Dinge, 
die im Wert steigen, die mit einer Verkaufsab-
sicht verbunden sind. Eigentlich ist das Ziel 
von Finanzplanung nur so viele Vermögens-
werte aufzubauen, um damit die Verbindlich-
keiten zu bedienen.

Ein weiteres wichtiges Prinzip ist es, zwei bis 
drei Netto-Monatsgehälter als Reserve zu ha-
ben. Das schafft eine kurzfristige Liquidität 
für Notfälle und ermöglicht es, Geld für ver-
schiedene Zwecke zu verteilen, während man 
gleichzeitig das Beste aus dem Geld heraus-
holt.

Zu guter Letzt muss ein Investment zum Ziel 
passen. Das hört sich so simpel an, ist es in 
der Realität aber leider nicht. Wer sich online 
mit dem Thema Finanzplanung beschäftigt 
wird oft eine Standard-Lösung, die verhältnis-
mäßig einfach zu verstehen ist, vorgeschlagen 
bekommen. Die Realität ist leider nicht so ein-
fach und für ein Ziel gibt es verschiedenste 
Lösungsansätze, die abhängig von den per-
sönlichen Umständen, Gesetzesänderungen, 
Kapitalmärkten usw. sind. Das Ziel ist es, aus 
diesem riesigen Angebot die Möglichkeit zu 
finden, die zu einem selber passt.

Klingenberg: Wann sollte die Finanzplanung 
optimalerweise beginnen?

Savita Zentis: Bei uns gibt es einen kleinen 
Witz, dass der beste Zeitpunkt, um mit der Fi-
nanzplanung zu beginnen, eigentlich immer 
gestern war. Warum ist das so? Natürlich ist 
damit insbesondere der Zinseszins-Effekt ge-
meint und andere kleine Vorteile schon im Stu-
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dium, aber speziell bezogen auf die Situation 
unserer Mandanten ist der sinnvollste Zeit-
punkt, um mit der Finanzplanung zu starten, 
so früh wie möglich, also entweder während 
des Studiums, im Referendariat oder allerspä-
testens kurz vor dem Berufseinstieg.

Denn viel wichtiger als den Zinseszins-Effekt 
finde ich den Umgang mit Geld. Wir lernen 
so vieles in der Schule, aber wie wir wirklich 
rational und durchdacht mit Geld umgehen, 
lernen leider nur Wenige. Deswegen halte ich 
es für zwingen wichtig diesen Skill zu erler-
nen, bevor der Berufsstart ansteht. Denn egal, 
wie das Einstiegsgehalt ausfällt, die meisten 
lernen schnell alles zu verkonsumieren und 
ab diesem Punkt ist es zwar nicht unmöglich, 
aber deutlich schwerer für die Menschen Geld 
zurückzulegen um Ziele in der Zukunft zu er-
reichen.

riat zeitlich oft nicht viel besser wird, weshalb 
ich empfehle sich mit der Thematik Finanzpla-
nung lieber frühzeitig auseinanderzusetzen 
und einen Ansprechpartner zu haben, als erst 
dann, wenn es akut und dringend ist, wie bei-
spielsweise kurz vor einer Verbeamtung. Dann 
bleibt auch mehr Zeit die vorgeschlagenen 
Lösungen wirklich zu durchdenken und eine 
ruhige Entscheidung zu treffen. Denn wer es 
ernst mit sich selber und seinen Zielen meint, 
ist auch bereit früh die Verantwortung für die-
se zu übernehmen.

Klingenberg: Finanzplanung ist ein komple-
xes Thema. In aller Regel beschäftigen sich 
Jurist:innen, deren Ziel die Anwaltschaft ist, 
erstmalig damit, wenn es um die dafür zwin-
gend notwendige Berufshaftpflichtversiche-
rung und dem Versorgungswerk für Rechtsan-
wält:innen geht. Aus eigener Erfahrung kann 
ich jedoch sagen, dass die meisten Referen-
dar:innen selbst in der Anwaltsstation noch 
gar keine Vorstellung von dem Versorgungs-
werk haben. Deshalb möchte ich für unsere 
Leserschaft etwas Licht ins Dunkle bringen: 
Was genau macht das Versorgungswerk und 
wo sind die Vor- und Nachteile der Leistungen 
vom Versorgungswerk gegenüber der gesetzli-
chen oder anderweitigen privaten Leistungen?

Savita Zentis: Das Versorgungswerk ist für 
Rechtsanwälte, Notare und andere berufliche 
Verbände das Pendant zur gesetzlichen Ren-
tenversicherung. Die Mitgliedschaft im Versor-
gungswerk erfolgt automatisch bei Zulassung 
als Rechtsanwalt oder Rechtsanwältin.

Während die gesetzliche Rentenversiche-
rung auf einem Umlagesystem basiert, arbei-
tet das berufsständische Versorgungswerk 
nach dem offenen Deckungsplanverfahren, 
eine Art Mischform. Es gibt zwar eine Form 
der Umlageverteilung, wodurch auch das Ver-
sorgungswerk vom demographischen Wandel 
beeinflusst ist, jedoch auch Renditen aus In-
vestitionen, was zu einer höheren Rente im 

Klingenberg: Wieso sollten sich aber gerade 
Referendar:innen zusätzlich mit dem The-
ma Finanzplanung beschäftigen, wenn doch 
schon der juristische Vorbereitungsdienst mit 
Arbeitsgemeinschaften, Einzelausbildung und 
Examensvorbereitung einem so viel abver-
langt?

Savita Zentis: Die Antwort ist dieselbe wie eine 
Frage zuvor. Ich weiß aber natürlich, was für 
ein Stress das Referendariat für die meisten 
ist, aber aus der Erfahrung kann ich auch sa-
gen, dass es tendenziell nach dem Referenda-
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Vergleich zur gesetzlichen Rentenversiche-
rung führen kann, aber auch zu Schwankun-
gen in der Höhe der Rente, da dieser Teil vom 
Kapitalmarkt abhängig ist.

Es ist wichtig zu beachten, dass die Rente, die 
man durch das Versorgungswerk erhält, in der 
Regel deutlich höher ist als die gesetzliche Ren-
te. Dennoch bleibt aufgrund steigender Lebens-
haltungskosten oft eine Versorgungslücke von 
etwa 30% des Einkommens bestehen. Wenn 
man bedenkt, dass einem plötzlich 30% des 
Einkommens fehlen, klingt das nicht gerade 
angenehm. Daher ist es ratsam, sich nicht aus-
schließlich auf das Versorgungswerk zu verlas-
sen, sondern zusätzlich privat vorzusorgen.

Ein weiterer Vorteil des Versorgungswerks 
ist die Berufsunfähigkeitsabsicherung. Aller-
dings besteht hier der Nachteil, dass per De-
finition die versicherte Person keine drei Stun-
den mehr am Tag anwaltlich tätig sein kann 
und diese Definition nur in wenigen Fällen 
tatsächlich eintritt, so wie die Abgabe der Be-
rufszulassung als Rechtsanwalt oder Rechts-
anwältin im Falle einer Leistung bei Berufsun-
fähigkeit. Auch die Höhe deckt nicht immer 
die persönlichen Ausgaben ab. Diese Absi-
cherung ist aber trotzdem deutlich besser, als 
die der gesetzlichen Rentenversicherung, in 
der eine grundsätzliche Arbeitsunfähigkeit in 
jedem Beruf existieren muss und nicht nur in 
der anwaltlichen Tätigkeit.

Was die Krankenversicherung betrifft, so kön-
nen Mitglieder des Versorgungswerks sowohl 
gesetzlich als auch privat versichert sein. Pri-
vat natürlich nur dann, wenn sie selbstständig 
sind, oder im Jahr 2024 mehr als 5.775€ mtl. 
verdienen. Während bei Versicherten der ge-
setzlichen Rentenversicherung die Beiträge 
zur Krankenversicherung in der Rente durch 
die Krankenversicherung der Rentner zu 50% 
übernommen werden, müssen die Beiträge 
zur Krankenversicherung in der Rente von Ver-
sicherten des Versorgungswerks zu 100% sel-
ber getragen werden.

Zusätzlich sind die Versorgungswerke auch 
politisch immer wieder in Diskussion, vor al-
lem in Bezug auf die aktuelle Rententhematik. 
Also ist für junge Rechtsanwälte auch die Fra-
gen offen, ob es die Versorgungswerke zum 
Start ihrer Rente noch gibt.

Zusammenfassend kann man sagen, dass 
das Versorgungswerk im Vergleich zur gesetz-
lichen Rentenversicherung deutlich bessere 
Leistungen bietet. Allerdings bedeutet das 
nicht automatisch, dass damit auch alle indi-
viduellen Bedürfnisse abgedeckt sind, insbe-
sondere in Bezug auf Lebensqualität und Le-
bensstandard und in vielen Punkten auch der 
Planbarkeit.

Klingenberg: Sie haben ja bereits einige Ver-
sicherungen genannt, deshalb hieran anknüp-
fend und tiefer greifend: Welche Versicherun-
gen sind für Jurist:innen besonders sinnvoll?

Savita Zentis: Das hängt natürlich stark vom 
angestrebten Karriereweg ab. Es gibt jedoch 
einige finanzielle Maßnahmen, die allgemein 
gültig sind. Zum Beispiel haben wir gerade das 
Versorgungswerk betrachtet, das im Vergleich 
zur gesetzlichen Rentenversicherung besser 
abschneidet. Das ist jedoch nicht spezifisch 
auf den gewünschten Lebensstandard aus-
gerichtet. Daher ist es wichtig, eine Vorsorge 
zu treffen, die die persönlichen Ziele und den 
gewünschten Lebensstandard berücksichtigt, 
inklusive staatlicher Unterstützung. Auch die 
steuerliche Gestaltung der Vorsorge ist ein 
wichtiger Aspekt der Finanzplanung.

Des Weiteren haben wir über die Berufsun-
fähigkeitsabsicherung im Versorgungswerk 
gesprochen, die strenge Bedingungen hat. 
Insgesamt ist die Einkommensabsicherung 
für Juristen von großer Bedeutung, egal ob 
Mitglied des Versorgungswerks, verbeamtet, 
Richter*in oder klassisch angestellt. Mit der 
Einkommensabsicherung sollten sich Ju-
rist:innen schon so früh wie möglich beschäf-
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tigen, da der Großteil meiner Mandanten, die 
ich erst später auf ihrem Karriereweg kennen-
lerne keine Möglichkeit der Einkommenssi-
cherung mehr haben, auf Grund von kleineren 
gesundheitlichen Einschränkungen, wie bei-
spielsweise einer Skoliose, die vor 4 Jahren 
diagnostiziert wurde, aber keine gesundheit-
liche. Einschränkungen darstellt.

Auch die Absicherung für die private Kran-
kenversicherung, unabhängig vom späteren 
Karriereweg, ist wichtig. Hier gelten dieselben 
gesundheitlichen Schwierigkeiten, wie bei der 
Einkommenssicherung.

Zu guter Letzt natürlich die Berufshaftpflicht, 
die für jeden Rechtsanwalt unerlässlich ist.

Welche Versicherungen letztendlich wichtig 
sind, hängt auch vom späteren beruflichen 
Werdegang ab, ob man Mitglied im Versor-
gungswerk, eine Pension erhält oder in der 
gesetzlichen Rentenversicherung ist, oder ob 
man selbstständig ist und die Vorsorge selbst-
ständig übernimmt.

Klingenberg: Was sollten frische Volljurist:in-
nen im Bereich Finanzplanung sonst noch be-
achten, wenn sie anwaltlich tätig werden wol-
len? Inwieweit gibt es bei der Finanzplanung 
Unterschiede zwischen Selbstständigkeit in 
der eigenen Kanzlei und der Anstellung als 
Rechtsanwält:in in einer Kanzlei?

Savita Zentis: Da es so viele Unterschiede gibt, 
beginne ich mit den Gemeinsamkeiten: In bei-
den Fällen ist die Zulassung in der Rechtsan-
waltskammer und damit der Abschluss einer 
Berufshaftpflicht relevant und beide sind Mit-
glieder des Versorgungswerks und damit spie-
len oben genannte Vor- und Nachteile des Ver-
sorgungswerks eine Rolle.

Angestellte sollten sich über die Möglichkeit 
der betrieblichen Altersvorsorge erkundigen, 
die ihnen zusteht.

Selbstständige Rechtsanwälte gelten als Frei-
berufler und müssen demnach kein Gewerbe 
anmelden, sie müssen ihre Tätigkeit lediglich 
dem Finanzamt melden. Zusätzlich gilt die 
Kanzleipflicht, es braucht also einen Ort an 
dem die Tätigkeit ausgeübt wird und an den 
die Post gesendet wird. Das kann zu Anfang 
aber auch zu Hause sein, da Büroräumlichkei-
ten oft mit hohen Kosten verbunden sind. Wer 
Mitarbeiter, wie beispielsweise eine Assistenz 
haben möchte, muss diese zusätzlich bei der 
Arbeitsagentur melden und Kosten für Sozial-
versicherungen der Mitarbeiter mit in die Fi-
nanzplanung der Kanzlei aufnehmen. Für all 
diese Themen sollte zwingend ein Steuerbe-
rater:in mit hinzugezogen werden. Außerdem 
sollte ein Businessplan aufgestellt werden 
und vorab eine Übersicht über Finanzierungs-
möglichkeiten bestehen.

Aus Sicht der privaten Finanzplanung emp-
fehle ich auf Grund der zu Anfang oft sehr 
schwankenden Einnahmen die Höhe der Steu-
errücklagen, die gebildet werden sollten, mit 
dem Steuerberater zu besprechen und sich 
monatlich ein fixes Gehalt auf ein privates 
Konto zu zahlen. Es muss eingeplant wer-
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den, dass Beiträge an das Versorgungswerk 
abgehen und dass die Kosten der Kranken- 
und Pflegeversicherung komplett selber ge-
tragen werden müssen. Zusätzlich sollten 
sich junge Selbstständige so schnell wie 
möglich einen großen finanziellen Puffer 
aufbauen, falls in einem Monat das Einkom-
men geringer sein sollte.

Diese Thematik ist aber natürlich extrem 
komplex und hängt von vielen Faktoren der 
persönlichen Planung ab, dass immer indivi-
duell geprüft werden sollte, was einen davon 
wirklich betrifft.

Klingenberg: Was sollten demgegenüber fri-
sche Volljurist:innen im Bereich Finanzpla-
nung unbedingt beachten, wenn deren Ziel 
das Richteramt oder die Staatsanwaltschaft 
ist?

Savita Zentis: Zunächst sollte man beach-
ten, dass Staatsanwälte verbeamtet werden 
und Richter zwar nicht, aber finanzplane-
risch denselben Vor- und Nachteilen unter-
liegen.

Die größten Unterschiede in der Finanzpla-
nung liegen im Anspruch auf eine Pension, 
Beihilfe und das Ruhegehalt, ab der Verbe-
amtung auf Lebenszeit.

Die Pension ist die Altersvorsorge für Beam-
te (und Richter). Dieses wird nach Folgen-
der Formel berechnet: „ruhegehaltsfähige 
Dienstzeit“ x 1,79375% = Ruhegehaltssatz, 
der durchschnittlichen Bezüge der letzten 
zwei Jahre vor Pensionseintritt. Das waren 
2023 im Durchschnitt 66,9%. Das Maximum 
liegt bei 40 Dienstjahren mit 71,75%. Eltern-
zeiten zählen beispielweise nicht zur ruhe-
gehaltsfähigen Dienstzeit und Teilzeit zählt 
auch nur prozentual. Trotzdem sind die Be-
züge deutlich höher als in den meisten ande-
ren Berufsgruppen.

Die Beihilfe ist ein Zuschuss zur Krankenver-
sicherung, in den meisten Ländern 50%. Lei-

der ist es immer noch so, dass die meisten 
Bundesländer die Beihilfe nur dann zahlen, 
denn die verbeamtete Person privat kranken-
versichert ist. Die privaten Krankenversiche-
rer entscheiden aber auf Basis des Gesund-
heitszustandes, wen Sie annehmen und wen 
nicht und hier habe ich auch schon oft ge-
nug gesehen, dass es zu einer Ablehnung 
kam, die dazu geführt hat, dass meine Mann-
daten ihre Krankenversicherung als Beamte 
selber zahlen mussten. Das kann man aber 
verhindern, indem man frühzeitig einen so-
genannten Optionstarif abschließt. Ich sag 
dazu immer, dass man sich seinen „Gesund-
heitszustand einfriert“ und später unabhän-
gig vom dann herrschenden Gesundheits-
zustand in die private Krankenversicherung 
wechseln kann.

Zu guter Letzt bedeutet Dienstunfähigkeit 
bei Beamten die Versetzung in den vorzeiti-
gen Ruhestand. Das Ruhegehalt wird dann 
um 3,6% pro Jahr gekürzt, aber maximal um 
10,8%. Es besteht aber ein Anspruch auf 
Mindestversorgung von ca. 700-1.500€. Ob 
der Anspruch ausreicht oder nicht ist abhän-
gig von der persönlichen Situation und sollte 
immer individuell besprochen werden.

Hier höre ich immer wieder „Ich bin verbeam-
tet, meine Versorgung reicht aus.“. Und es 
ist richtig, dass die Versorgung von Beam-
ten deutlich besser ausfällt als in anderen 
Berufsgruppen, aber ob diese wirklich zu 
Ziel passt, hängt von den persönlichen Um-
ständen ab.

Klingenberg: Was sind die drei typischen Irr-
glauben bei der Finanzplanung und wie lässt 
man sich als unerfahrene:r Jurist:in hiervon 
auf einen falschen Weg verleiten?

Savita Zentis: Der typischste Irrglaube ist 
„Ich habe noch Zeit bis ich mit meiner Fi-
nanzplanung beginne.“ Zeit ist in der Finanz-
planung mit das wichtigste Gut. Mit dem 
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tendenziell überdurchschnittlichen Einkom-
men, dass Juristen und Juristinnen erwar-
ten können ist es in der Theorie natürlich 
möglich später zu beginnen, aber das führt 
in der Regel dazu, dass emotionale Ziele, die 
das Reisen, die Familienplanung oder die Im-
mobilie in die spätere Zukunft rücken. Wer 
das nicht möchte sollte so früh wie möglich 
anfangen.

Der zweite Irrglaube ist, wie oben bereits bei 
den Gesetzen des Geldes beschrieben, der 
Gedanke, dass finanzplanerische Themen 
einzeln zu betrachten wären. Jeder einzel-
ne Punkt in der Planung hat Auswirkungen 
auf Andere. Einige davon sind sehr offen-
sichtlich, wie der Zusammenhang zwischen 
Familienplanung und beispielweise einer 
Selbstständigkeit, aber vielen Punkten sind 
sich die Wenigsten bewusst. Wie der Tatsa-
che, dass beispielsweise meine Altersvor-
sorge ausreichend sein muss, wenn ich eine 
Immobilie über die Bank finanzieren möchte, 
was besonders dann schwieriger ist, wenn 
ich die letzten zwei Jahre in Elternzeit war.

Der dritte Irrglaube ist der Gedanke: „Für 
mich ist Finanzplanung nicht wichtig, da ich 
später sowieso viel Geld verdiene.“ So wie 
viele Lotto-Gewinner nach einiger Zeit wie-
der pleite sind, bedeutet viel Geld zu verdie-
nen nicht automatisch viel Geld zu haben. 
Wer den Umgang mit Geld nie lernt, wird 
dieses immer verkonsumieren und nie in der 
Lage sein in Zukunft Ziele und vor allem fi-
nanzielle Freiheit zu erreichen.

Klingenberg: Möchten Sie unserer Leser-
schaft das Interview abschließend noch et-
was mit auf deren Weg geben?

Savita Zentis: Bis das Thema der Finanz-
planung nicht auf dem Schullehrplan steht 
wünsche ich mir, dass jeder Mensch sel-
ber die Verantwortung für die eigenen Ziele 
übernimmt und sich mit den Thematiken der 

finanziellen Bildung beschäftigt. Ob Jemand 
das Gelernte dann umsetzt oder nicht liegt 
bei jedem und jeder Einzelnen, aber zwin-
gend wichtig um Entscheidungen zu treffen 
ist alle Konsequenzen dieser Entscheidung 
zu kennen, ob negativ oder positiv.

Vielen Dank für das Interview.

 JURCASE INFORMIERT: 
Du möchtest mehr über Finanzplanung erfah-
ren? HIER gibt es zahlreiche weitere Informa-
tionen zu diesem Thema.
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HIER FINDEST DU WEITERE NÜTZLICHE FEATURES FÜR DEINE 
JURISTISCHE AUSBILDUNG UND DEN KARRIERESTART:

https://jurcase.com/vorbereitung-auf-das-rechtsreferendariat/
https://jurcase.com/staatsexamen-ergebnisse-und-statistiken/
https://jurcase.com/examensvorbereitung-fall-des-monats/
https://jurcase-jobs.com/arbeitgeber/
https://jurcase-jobs.com/stellenanzeigen/
https://jurcase.com/die-jura-notenskala/
https://jurcase.com/rechtsreferendariat/
https://jurcase.com/mietangebote/
https://jurcase-shop.com/
https://jurcase.com/sammlung-aktenvortraege-tipps-muendliche-pruefung/
https://jurcase.com/webinare-events-seminare-jurastudenten-referendare/
https://jurcase.com/juristisches-abkuerzungsverzeichnis/
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